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Die Beziehungen der Schweiz zur 
Europäischen Union

Eine kurze Geschichte differenzieller und 
schrittweiser Integration

Prof. Dr. Thomas Cottier / lic. iur. Rachel Liechti

I. Einleitung*

Differenzielle Integration, wie sie der EUV und EGV unter den Mit-
gliedstaaten formell vorsehen, ist bis dahin ohne Einfl uss geblieben. 
Der Idee eines Kerneuropas, der Idee der variablen Geometrie wer-
den selbst nach der Osterweiterung Skepsis und Ablehnung entge-
gengebracht. Die Mitgliedstaaten befürchten, in äussere Kreise ab-
geschoben zu werden, Einfl uss zu verlieren und ihre Interessen nicht 
mehr optimal vertreten zu können. Differenzielle Integration ist allen-
falls solange möglich, als man sich in Phasen der zwischenstaatli-
chen Kooperation befi ndet. Wird ein Gegenstand in den ersten Pfeiler 
überführt, so nimmt diese Bereitschaft aus den genannten Gründen 
ab. Die EU kann sich, so scheint es, im Binnenverhältnis des Integra-
tionsrechts nur auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner bewegen.

Im Lichte dieses Befundes ist die Feststellung interessant, dass 
variable Geometrie vor allem im Aussenverhältnis der Gemeinschaft 
praktiziert wird. Die selektive Ausdehnung und Übernahme des 
EG-Rechts in vielfältigen und unterschiedlichen Verträgen kontrastiert 
mit der Unité de Doctrine, die im Innern der Gemeinschaft vorherrscht. 
Die Beziehungen der Schweiz zur Gemeinschaft sind diesbezüglich 
ein interessantes Beispiel. In ihrer zunehmenden Verdichtung wider-
spiegeln sie zugleich Möglichkeiten wie Grenzen differenzieller Inte-
gration. Ihre Betrachtung ist sowohl aus der Sicht der Schweiz wie 
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auch aus der Sicht der Gemeinschaft von Interesse. Die Frage stellt 
sich, wie weit differenzielle Integration gehen kann, wo ihre Vorteile, 
wo ihre Nachteile liegen. Daraus mögen sich auch Rückschlüsse für 
Spielräume innerhalb der Union sowie Perspektiven ihrer Entwick-
lung im Erweiterungsprozess unter wirtschaftlich und auch politisch 
zunehmend heterogenen Mitgliedstaaten gewinnen lassen. Der Fall 
der Schweiz zeigt, dass differenzielle Integration Rücksicht zu neh-
men weiss auf unterschiedliche wirtschaftliche und staatsrechtliche 
Rahmenbedingungen. Sie stösst indessen mit fortschreitender Inte-
gration auf zunehmend enge Grenzen und ruft nach einer institutio-
nellen Klärung. Inhalte und Formen der Integration lassen sich nicht 
beliebig trennen, sondern müssen aufeinander abgestimmt werden. 

II. Die Etappen der schweizerischen Europapolitik

A. Die Nachkriegszeit

Nach zwei Weltkriegen war das europäische Bedürfnis gross, eine 
Form der Zusammenarbeit zu fi nden, welche die friedliche Koexis-
tenz garantierte. Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern, 
die volkswirtschaftlich sehr gelitten hatten und sich auf einen Wie-
deraufbau konzentrieren mussten, blühte die Schweiz in jenen Jah-
ren wirtschaftlich geradezu auf.1  Der Schweizer Franken war stabil 
und da die Infrastruktur ohne Kriegsschäden bestand und Notwendi-
ges gedeckt war, konnte sich die Industrie vermehrt dem Export von 
Waren und Dienstleistungen zuwenden. Die darniederliegenden und 
kriegsversehrten Märkte Westeuropas bildeten eine primäre Desti-
nation. Vor diesem Hintergrund trat die Schweiz 1948 der OEEC2 als 
Gründungsmitglied bei, auch um zu zeigen, dass die schweizerische 
Neutralität wirtschaftliche Solidarität mit dem kriegsversehrten Euro-
pa nicht ausschloss.3 

Dem 1949 gegründeten Europarat, der neben der wirtschaftlich 
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ausgerichteten OEEC mit Winston Churchill die Grundlagen für eine 
Art der Vereinigten Staaten von Europa bilden sollte, begegnete die 
Schweiz hingegen vorerst mit Skepsis. Erst nachdem 1951 die Eu-
ropäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und fünf Jahre später 
die Europäische Atomgemeinschaft sowie die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft gegründet und mit supranationalen Kompeten-
zen ausgestattet wurden, konnte in der Schweiz die Zurückhaltung 
selbst gegenüber dem die Souveränität kaum beschränkenden Eu-
roparat überwunden werden. Die Schweiz trat 1963 bei, wobei es bis 
zur Ratifi kation der Europäischen Menschenrechtskonvention - dem 
Herzstück des Europarates - nochmals weitere elf Jahre dauerte. Es 
herrschte immer noch die Meinung vor, dass eine Integration in die 
EWG mit den Grundsätzen der schweizerischen Aussenpolitik unver-
einbar gewesen wäre.4

Als wirtschaftliche Reaktion auf die Gründung der EWG durch „das 
Europa der sechs“5 errichtete „das Europa der sieben“6 1960 die eu-
ropäische Freihandelszone EFTA mit dem Ziel, einerseits Wachstum 
und Wohlstand der Mitgliedstaaten zu fördern und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den westeuropäischen Ländern zu vertie-
fen, andererseits aber auch ein Gegengewicht zu der EWG und ihren 
politischen Zielen zu bilden.7 Annäherungen an die EWG scheiterten 
vorerst und nahmen ihren Anfang erst in den siebziger Jahren. Seit 
1955 wendete die Schweiz auf provisorischer Basis das GATT an und 
verfügte ab 1966 über ein vertraglich verbindlich geregeltes Verhält-
nis mit der EG auf der Grundlage der Meistbegünstigung und der In-
länderbehandlung. 

B. Das Freihandelsabkommen 1972 und die Politik der   
 Europakompatibilität

Grundlage für die Geschichte einer „punktuell-pragmatischen“8 Be-
ziehung zwischen der Schweiz und der EU bildet das Freihandels-
abkommen9 zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemein-
schaft10, welches am 3. Dezember 1972 mit 72,5 % Ja-Stimmen an-
genommen wurde.11 Anlässlich der Erweiterung der EWG, und der 
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Abkehr Grossbritanniens von der EFTA, wurde es vordringlich, durch 
die Ausweitung des Warenverkehrs die harmonische Entwicklung 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und der Gemein-
schaft zu fördern und durch die harmonische Entwicklung des Han-
dels zum Aufbau Europas beizutragen.12 Das Abkommen verbietet 
den Vertragsparteien Zölle, mengenmässige Beschränkungen sowie 
Massnahmen gleicher Wirkung für die vom Abkommen abgedeckten 
(Industrie-)Produkte. Sowohl dieser punktuell-pragmatische Anfang, 
wie auch die über 130 weiteren bilateralen Sonderabkommen, welche 
die Schweiz im Rahmen des FHA abschloss,13 erfolgten im Rahmen 
der GATT-rechtlichen Spielräume. So waren praktische Handlungs-
spielräume vorhanden, und das innere Gleichgewicht zwischen In-
nenpolitik und Aussenpolitik der Schweiz konnte weitgehend gewahrt 
werden.14 Über die kommenden Jahre entwickelte sich die Schweiz 
absolut gesehen nach den USA zum zweitgrössten Handelspartner 
der EG, mit einem überdurchschnittlichen wirtschaftlichen Binnen-
marktanteil von rund 4 % bei einem Bevölkerungsanteil von 1,8 %15

der damaligen 15er Gemeinschaft. Die EU wurde mit Abstand der 
grösste Abnehmer von Schweizer Produkten: Seit Jahren entwickel-
ten sich die Beziehungen auf stabile Weise. Das gilt bis heute. Im 
Jahre 2005 gingen 62,9 % aller Schweizer Exporte in die EU, wäh-
rend umgekehrt im selben Jahr 82,3 % ihrer Importe aus der EU 
stammten.16 Schweizerische Unternehmungen tätigen über 40 % ih-
rer Direktinvestitionen in die EU.17

Die seitens der EWG-Mitgliedstaaten zuvorkommende und im 
gegenseitigen Interesse stehende Lösung trug dazu bei, dass in der 
Schweiz eine ernsthafte Europadiskussion gar nicht erst entstanden 
war, als mit der 1986 eingeführten Einheitlichen Europäischen Akte 
(EEA) ein „bemerkenswerter Entwicklungsschub“18 im westeuropäi-
schen Integrationsprozess einsetzte, der vorerst zum Ausbau des 
Binnenmarktes und schliesslich zur Gründung der Europäischen Uni-
on führte.

Erst nachdem sämtliche Kantone und 75,7 % der Wählerinnen 
und Wähler der Schweiz 1986 den Beitritt der Schweiz zur Organisa-
tion der Vereinten Nationen abgelehnt hatten,19 begann langsam ein 
Denkprozess in der Europafrage. Obgleich gut gerüstet, sah sich die 
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Schweiz als Mitglied der EFTA veranlasst, den multilateralen Annä-
herungsprozess im Rahmen eines europäischen Wirtschaftsraumes 
aktiv zu unterstützen. Dieser Prozess führte im Inneren in den folgen-
den Jahren zu einer Politik der Europakompatibilität oder des so ge-
nannten autonomen und systematischen Nachvollzugs.20 Auch ohne 
vertragliche Verpfl ichtung begann die Schweiz, wenn immer möglich, 
in aussenhandelsrelevanten Bereichen gemeinschaftliche Regelun-
gen unilateral zu übernehmen, um möglichst Nachteile und Handels-
hemmnisse zu vermeiden und günstige Voraussetzungen für den 
Werkplatz Schweiz zu schaffen. Gleichzeitig wurden ab 1988 neue 
Vorschriften regelmässig auf ihre Vereinbarkeit mit dem „acquis com-
munautaire“ geprüft und in den Gesetzesvorlagen ausgewiesen.munautaire“ geprüft und in den Gesetzesvorlagen ausgewiesen.munautaire“ 21

Im August 1988 veröffentlichte der Bundesrat seinen ersten „Be-
richt über die Stellung der Schweiz im europäischen Integrationspro-
zess“.22 Der Bundesrat erblickte damals in seinem Bericht als wirkli-
che Alternative zur bisherigen Integrationspolitik nur den EG-Beitritt 
und schloss somit einen solchen nicht mehr kategorisch aus:

„Der Bundesrat ist der Meinung, dass die Glaubwürdigkeit der tra-
ditionellen schweizerischen Neutralitätspolitik, die wir autonom und 
nach freiem Ermessen führen, durch die Übernahme der politischen 
Zielsetzungen der EG, so wie sie sich heute präso wie sie sich heute präso wie sie sich heute pr sentieren, in Frage 
gestellt werden könnte. Gleichzeitig geht er davon aus, dass eine po-
litisch stabile und neutrale Schweiz mit einer glaubwürdigen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik nicht nur im schweizerischen, sondern 
in einem übergeordneten gesamteuropäischen Interesse liegt, weil 
sie mit ihrer Kontinuität einen wichtigen Beitrag zur Entspannung und 
Stabilität in Europa leistet. Unter diesen Voraussetzungen kann ein 
EG-Beitritt nach heutigem Ermessen nicht das Ziel der schweizeri-
schen Integrationspolitik sein.“23 „Die raschen Entwicklungen im eu-
ropäischen Integrationsprozess machen es unerlässlich, die schwei-
zerische Position in Europa laufend neu und vorurteilslos zu überden-
ken.“24

Auf dieser Grundlage beteiligte sich die Schweiz - im Gegensatz 
zu den andern EFTA-Staaten - ohne eigentliche wirtschaftliche Not-
wendigkeit an den EWR-Verhandlungen (1989 - 1992). Nachdem die 
von der EG und anderen EFTA-Staaten lancierten Verhandlungen 
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zum EWR-Abkommen keine eigentlichen Mitentscheidungsrechte 
für die EFTA/EWR-Staaten vorsahen und der acquis communautai-
re in den vom Vertrag erfassten Bereichen als massgeblichen Inhalt 
übernommen wurde, entsprach der EWR-Vertrag den Interessen der 
Schweiz nur noch teilweise und war heftig umstritten.25

Um verschiedene Optionen offen zu halten, legte der Bundesrat 
am 18. Mai 1992 seinen Bericht über den Beitritt der Schweiz zur Eu-
ropäischen Gemeinschaft26 vor. Im Bericht wird - nach Prüfung ver-
schiedener Alternativen - der Beitritt klar als Ziel der Integrationspoli-
tik deklariert und der EWR - seiner Ratio entsprechend - als Etappe 
auf dem Weg dorthin betrachtet. Am 26. Mai 1992 unterzeichnete der 
Bundesrat in der Folge ein Gesuch um Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen zur EG. Dieses Gesuch entsprach im Wesentlichen der 
Philosophie des EWR-Vertrages als Antichambre für die EFTA-Staa-
ten, wie sie von Jacques Delors damals konzipiert wurde. Es nahm 
auch die zunehmende Kritik an den institutionellen Schwächen des 
EWR-Vertrages auf, in der Hoffnung, auf diese Art und Weise die-
sen Einwänden den Wind aus den Segeln nehmen zu können. Die 
Verbindung mit der Beitrittsfrage trug indessen wesentlich zur Ableh-
nung des Vertrages durch Volk und Stände bei. Das umfassende Ver-
tragswerk wurde am 6. Dezember 1992 von 50,3 % der Stimmenden, 
14 Kantonen und 4 Halbkantonen abgelehnt.27 Das Ergebnis konnte 
angesichts einer über Jahre ausgebliebenen Europadebatte und ent-
sprechend fehlender Vorbereitung der Bevölkerung nicht erstaunen.28

Am Resultat vermochte auch eine in letzter Minute einsetzende Kam-
pagne der Wirtschaft nichts zu ändern.

Die Ablehnung des EWR-Vertrages führte zu einer Stärkung na-
tionalkonservativer Parteien, die es verstanden, sich mit der Euro-
pafrage Stimmen zu verschaffen und ihren Wähleranteil zu erhöhen. 
Sie bestimmten im Wesentlichen die europapolitische Agenda für die 
nächste Dekade, die zum so genannten bilateralen Weg führte.

C. Die Bilateralen I von 1999

Das Nein zum EWR-Abkommen war politisch massgebend für die 
Rahmenbedingungen, die der Bundesrat für die folgende Entwick-
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lung zwischen der Schweiz und der EG festlegte. In den kommenden 
Verhandlungen sollten – im Gegensatz zum EWR-Abkommen – nicht 
fortlaufend EG-Recht auf die Schweiz ausgedehnt und keine supra-
nationalen Institutionen zur gemeinsamen Überwachung und Fortent-
wicklung des Vertragsrechts geschaffen werden.29 Vorbild blieb das 
statische FHA von 1972. Mit diesen Zielen vor Augen beschloss der 
Bundesrat, die Kooperation mit der EU vorerst auf dem Weg sekto-
rieller bilateraler Abkommen auszubauen.30 Schon im Januar 1993 
unterbreitete die Regierung dem Rat der EU das Begehren, mit der 
Schweiz bilaterale sektorielle Verhandlungen aufzunehmen.

Ende 1993 - fast neun Monate nach dem Verhandlungsbegeh-
ren - erklärte sich der EU-Rat schliesslich einverstanden, in sieben 
Bereichen Verhandlungen mit der Schweiz aufzunehmen, namentlich 
in den Bereichen: Forschung, öffentliches Beschaffungswesen, tech-
nische Handelshemmnisse, Landwirtschaft, Luftverkehr, Landverkehr 
und Personenverkehr.31 Letzterer wurde auf Drängen der EG in die 
Verhandlungen aufgenommen und entwickelte sich zum Kernstück 
des Pakets.

Die Verhandlungen zu den Bilateralen I waren zäh, und die Annah-
me der Alpeninitiative am 20. Februar 1994 stellte die Bereitschaft 
der ohnehin schon misstrauischen EU auf eine harte Probe. Es ent-
stand der Eindruck, dass die Schweiz den Grundsatz der Nichtdis-
kriminierung und die freie Wahl der Verkehrsmittel im Bereiche des 
Landverkehrs in Frage stellte.32 Dies führte auf beiden Seiten zu einer 
Denkpause, die bis Ende 1994 dauerte. Am 21. Juni 1999 wurden die 
Verträge schliesslich unterzeichnet und am 21. Mai 2000 einer inten-
siven Referendumskampagne angenommen.33 Die Verträge weisen 
teilweise unterschiedliche Strukturen auf, sind aber gesamthaft stark 
durch die Übernahme oder doch Anlehnung an das EG-Recht ge-
prägt, selbst wo formell vom Grundsatz der Äquivalenz ausgegangen 
wird.34 

Das ausgehandelte Forschungsabkommen ist ein typisches Ko-
operationsabkommen, welches den Forschungsstellen der Schweiz 
erlaubt, gegen Bezahlung an Projekten und Programmen des 5. For-
schungsprogramms der EU mitzumachen. Die Kooperationspartner 
der EU sind jedoch vom Entscheid über Inhalt und Finanzrahmen der 



12

Projekte und Programme ausgeschlossen.35

Die fünf Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen, über 
Personen- und Landverkehr, über den Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen sowie über die gegenseitige Anerkennung von Konfor-
mitätsbewertungen sind eigentliche Liberalisierungsabkommen, mit 
dem Freihandelsabkommen von 1972 vergleichbar, und beruhen auf 
der Äquivalenz der massgeblichen Rechtsvorschriften in der Schweiz 
und in der EU.36

Das Luftverkehrsabkommen hingegen ist ein partieller Integrati-
onsvertrag, der einheitliche Behörden für die Rechtsanwendung und 
Rechtsentwicklung vorsieht. Im Unterschied zu den anderen Abkom-
men wird bei diesem das bestehende relevante EG-Recht auf die 
Schweiz einschliesslich der Zuständigkeit des EuGH ausgedehnt. Es 
zeigt deutlich, dass und wo „de-institutionalisierte“ Verträge mit der 
EG ihre materiellen Grenzen haben.37

Allen Verträgen gemeinsam ist die Schlussklausel über die gegen-
seitige Abhängigkeit der Verträge, die so genannte „Guillotineklausel“. 
Diese von der EU geforderte Bestimmung beruht auf ihrer Einschät-
zung, dass nur die Gesamtheit der Verträge im gegenseitigen Interes-
se der Schweiz und der EU liegt.38 Der Paketlösung liegt seitens der 
EG die Überlegung zu Grunde, dass massgeschneiderte Lösungen 
mit der Schweiz unter gewissen Umständen zwar möglich sind, dass 
aber Rosinenpickerei im Rahmen von Volksabstimmungen ausge-
schlossen werden soll.39

D. Die Volksinitiative „Ja zu Europa!“

Am 4. März 2001 stimmte das Schweizervolk über die Volksinitiati-
ve „Ja zu Europa!“ ab. Diese hätte den Bundesrat durch eine Ver-
fassungsänderung verpfl ichtet, unverzüglich Beitrittsverhandlungen 
mit der EU aufzunehmen. Sowohl das Parlament40 als auch der Bun-
desrat41 empfahlen die Ablehnung der Initiative, weil sie der Meinung 
waren, einerseits seien die politischen Voraussetzungen für einen 
EU-Beitritt noch nicht erfüllt, andererseits brauche die in der Bundes-
verfassung verankerte Verteilung der Kompetenzen in der Aussenpo-
litik keine Änderung. 76,8 % des stimmenden Schweizervolks sowie 
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sämtliche Kantone folgten dieser Haltung und lehnten die Initiative 
ab.42 Das Thema Beitritt war damals für Jahre vom Tisch.

Im Aussenpolitischen Bericht 200043 erklärte der Bundesrat anläss-
lich der Ablehnung der Abstimmung, dass der Beitritt zur EU nach wie 
vor das längerfristige Ziel seiner Europapolitik sei. Für die Aufnahme 
von EU-Beitrittsver handlungen seien jedoch drei Bedingungen zu er-
füllen: Erstens müssten Erfahrungen mit der Umsetzung der Bilatera-
len vorliegen, zweitens gälte es die Auswirkungen eines EU-Beitritts 
auf die zentralen Bereiche des schweizerischen Staatswesens zu 
prüfen, drittens und schliesslich müsste eine breite innenpolitische 
Unterstützung der bundesrätlichen Integrationspolitik vorhanden 
sein.44

E. Die Bilateralen II von 2004

Die Bilateralen II45 bilden die Fortsetzung der Bilateralen I und ha-
ben ebenso zum Ziel, anstehende Probleme in den Beziehungen 
der Schweiz zur EU punktuell-pragmatisch zu regeln. Schon in den 
Schlussakten zu den Bilateralen I hatte die Schweiz einseitig erklärt, 
sie wolle die Zusammenarbeit im Bereich Migrations- und Asylpolitik 
intensivieren, und beide Vertragsparteien hatten erklärt, weitere Ver-
handlungen über die so genannten „leftovers“ führen zu wollen.46

Die EU blieb trotz dieser Absichtserklärung skeptisch gegenüber 
neuen Verhandlungen mit der Schweiz, hatte aber ihrerseits zwei ge-
wichtige Anliegen: Einmal hoffte sie auf die Mitwirkung der Schweiz 
an einem europaweiten System zur Sicherstellung der Besteuerung 
von Zinserträgen. Zum anderen strebte die Kommission auch eine 
verstärkte Zusammenarbeit bei der Betrugsbekämpfung im Bereich 
der indirekten Steuern an. So liess sich der Rat auf dieser Grundlage 
auf einen neuen Zyklus von Verhandlungen ein.

Die Schweiz stellte ihrerseits drei Bedingungen für die Aufnahme 
von Verhandlungen:47

1. Verhandlungen müssen auch in den für die Schweiz wichtigen 
Bereichen, namentlich Schengen/Dublin sowie die sieben „Über-
bleibsel“ aus den Bilateralen I, geführt werden und können nicht 
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auf die Zinsbesteuerung und die Betrugsbekämpfung beschränkt 
bleiben.

2. Die Verhandlungen sollen in allen Dossiers parallel geführt und 
abgeschlossen werden, um ein ausgewogenes Gesamtergebnis 
zu garantieren, welches auch die schweizerischen Interessen 
berücksichtigt. Das soll aber nicht heissen, dass sie rechtlich 
miteinander verknüpft sind wie die Bilateralen I mit ihrer „Guillo-
tineklausel“.

3. Die Interessen des Schweizer Finanzplatzes, besonders das 
Bankgeheimnis, sollen gewahrt werden.

Nach einigen Treffen und Notenwechseln verabschiedete der 
Allgemeine Rat am 17. Juni 2002 die letzten Verhandlungsmandate 
und gab somit grünes Licht für die Aufnahme der Verhandlungen in 
allen Bereichen.

Während den Verhandlungen war die Schweiz stets um ein 
ausgewogenes Gesamtergebnis bemüht, welches nebst der Erledigung 
der „leftovers“ in erster Linie zu einer verstärkten Zusammenarbeit in 
den Bereichen Justiz, Visa und Asyl führen sollte. Ihre Hauptanliegen 
umfassten:

• Die Teilnahme an der Schengener und Dubliner Zusammenarbeit 
zur Stärkung der inneren Sicherheit und Senkung der Kosten im 
Asylwesen sowie die gleichzeitige Sicherstellung der Möglich-
keit, über die Übernahme zukünftiger Rechtsakte autonom und 
souverän zu entscheiden. Eine volle Integration in das System 
wurde nicht beabsichtigt.

• Die Revision des Protokolls 2 zum Freihandelsabkommen über 
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse, welche es der 
Schweiz ermöglicht, in einem breiten Bereich Nahrungsmittel 
zollfrei in die EU zu exportieren.

• Beteiligung der Schweiz an den Gemeinschaftsprogrammen in 
den Bereichen Bildung, Jugend, Medien, Statistik und Umwelt.

• Abkommen über die Pensionen, wonach die Schweiz darauf ver-
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zichtet, Pensionen von ehemaligen Beamten der EU-Institutionen, 
welche schon in der EU der Quellensteuer unterliegen nochmals 
zu besteuern.

Die Interessen der EU konzentrierten sich vorwiegend auf die zwei 
Vorlagen dank denen die Verhandlungen überhaupt aufgenommen 
wurden, nämlich:

• Das Zinsbesteuerungsabkommen zur Einbindung der Teilnahme 
der Schweiz am EU-System der grenzüberschreitenden Zinsbe-
steuerung.

• Das Abkommen über die Betrugsbekämpfung, nach dem die Amts- 
und Rechtshilfe zwischen der Schweiz und der EU in Bezug auf 
Delikte im Bereich der indirekten Steuern griffi ger ausgestaltet und 
der Informationsaustausch zwischen den Behörden intensiviert 
werden.

Im März 2003 vereinbarten die Verhandlungspartner, die Verhandlungen 
über die Dienstleistungen auf Grund vieler offener Fragen zu sistieren 
und zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufzunehmen. Am 19. Mai 
2004 erfolgten in den anderen Verhandlungsbereichen noch die 
letzten Einigungen zwischen der Schweiz und der EU. Ende Juni 
wurden die neun Abkommen paraphiert und am 26. Oktober 2004 in 
Luxemburg unterzeichnet.48

Im Unterschied zu den Bilateralen I handelt es sich nicht mehr 
um Abkommen, die ausschliesslich wirtschaftlich motivierten 
Interessen gerecht werden, sondern um ein Vertragswerk, das sich 
auf wichtige, innenpolitisch sensible, Bereiche ausdehnt, so auf die 
Sicherheitspolitik, Fragen der Zuwanderung, der Umwelt, der Kultur 
und der Bildung - ganz neue Bereiche für eine bilaterale Kooperation 
und somit eine Verdeutlichung des dynamischen Prozesses einer 
differenziellen Integration in die EU.

Sieben der Abkommen wurden dem fakultativen Referendum 
unterstellt - einzig beim Assoziierungsabkommen zu Schengen/
Dublin kam ein solches zustande. Die Schweizerische Volkspartei 
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SVP und die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz AUNS 
hatten schon am 10. Dezember 2004 beschlossen, das Referendum 
zu ergreifen. Sie erhielten in der Folge noch Unterstützung seitens 
der rechtskonservativen Lega dei Ticinesi.49 Wie vom Bundesrat 
und Parlament empfohlen, hiessen 54,6 % des stimmenden 
Schweizervolks am 5. Juni 2005 bei einer Stimmbeteiligung von 
56,6 % die Assoziierung gut.50 Das Abkommen wurde am 20. März 
2006 von der Schweiz ratifi ziert.51

F. Auswirkungen der Osterweiterung 

Das Freihandelsabkommen von 1972 sowie sechs der Abkommen 
der Bilateralen I wurden am 1. Mai 2004 mit dem Beitritt von zehn 
neuen Mitgliedstaaten zur EU automatisch auf diese ausgedehnt 
(Acquis communautaire). Einzig beim Abkommen über die Personen-
freizügigkeit52 waren Vertragsanpassungen nötig, welche die Schweiz 
mit der EU aushandelte. Der Schweiz war vor allem an eine sepa-
rate Übergangsregelung gelegen, die ihr eine kontrollierte Öffnung 
auch gegenüber den Arbeitsmärkten der neuen Mitgliedstaaten ga-
rantiert. Entgegen der ursprünglichen Forderung der EU konnte die 
Schweiz eine Übergangsfrist bis April 2011 aushandeln, während der 
sie noch arbeitsrechtliche Beschränkungen weiterführen darf. Als 
kleine Gegenleistung gewährt sie jährlich zunehmende Kontingente 
für Kurzaufenthalter und Jahresaufenthalter aus den neuen Mitglied-
staaten.53

Das Zusatzprotokoll zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
sowie die neuen fl ankierenden Massnahmen zum Schutz der schwei-
zerischen Arbeitnehmer vor Lohn- und Sozialdumping wurden am 
25. September 2005 in einem fakultativen Referendum vom Schwei-
zer Volk mit einem Ja-Anteil von 56 % angenommen54 und traten am 
1. April 2006 in Kraft.55

Schliesslich hat sich die Schweiz im Rahmen der Bilateralen II zur 
Leistung von 1 Mia SF an Kohäsionszahlungen über eine Laufzeit 
von fünf Jahren zugunsten der zehn neuen Mitgliedstaaten verpfl ich-
tet. Der Bundesrat regelte die allgemeinen Modalitäten des Enga-
gements in einem völkerrechtlich unverbindlichen „memorandum of 
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understanding“56 mit der EU und, betonte, dass der Bundesrat die 
einzelnen Projekte und Programme mit den einzelnen Partnerstaa-
ten selber wählt und vertraglich regelt. Nachdem Rechtsparteien das 
Referendum gegen das Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit 
den Staaten Osteuropas (BG Ost),57 welches rechtliche Grundlage 
der Köhasionsmilliarde bildet, ergriffen hatten, wurde dieses an der 
Volksabstimmung vom 26. November 200658 zu unserer grossen Er-
leichterung angenommen. 

G. Der weitere Weg 

Am 26. Oktober 2005 ging der Bundesrat in Klausur, um eine euro-
papolitische Standortbestimmung vorzunehmen59 und verabschiede-
te im Juni den Europabericht 2006.60 Dieser bildet eine gründliche 
Analyse der verschiedenen europapolitischen Instrumente und Op-
tionen zur Wahrung materieller und ideeller Landesinteressen - über 
eine Zollunion, einen Ansatz vom Typus EWR bis hin zu Formen ei-
ner differenzierten Integration oder dem vollständigen EU-Beitritt. Der 
Beitritt zur EU bildet für den Bundesrat in seiner heutigen Zusam-
mensetzung indessen kein strategisches Ziel mehr, sondern lediglich 
eine längerfristige Option. Dieser bekräftigt den bilateralen Weg als 
erfolgreiche Interessenpolitik der Schweiz, wird aber das seit 1992 
eingefrorene Beitrittsgesuch trotz Motionen der nationalkonservati-
ven SVP61 nicht zurückziehen. In welche Form eine weitere Koopera-
tion gekleidet wird, wird sich weisen.

Europapolitische Priorität haben gemäss Bundesrat die Umset-
zung und Weiterführung der bilateralen Verträge mit Ausdehnung des 
Freizügigkeitsabkommens auf Bulgarien und Rumänien sowie den 
Schutz von geografi schen Herkunftsbezeichnungen für weitere land-
wirtschaftliche Erzeugnisse. Gleichzeitig werden weitere Interessen-
bereiche62 zwischen der Schweiz und der EU andiskutiert. So etwa 
die Öffnung des Elektrizitätsmarktes in der ganzen EU, die Teilnahme 
am Satelitennavigationssystem Galileo, ein Freihandelsabkommen 
im Agrar- und Lebensmittelbereich, die einseitige Einführung des 
Cassis de Dijon Prinzips in der Schweiz. Im Moment besonders heikel 
sind die Diskussionen um die kantonale Unternehmungsbesteuerung. 
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Während die Europäische Kommission vorbringt, dass gewisse Mo-
dalitäten der Besteuerung von Holdinggesellschaften öffentliche Bei-
hilfen darstellen, die gegen Artikel 23 des FHA von 1972 verstossen, 
hegt die Schweiz ernsthafte Zweifel bezüglich der Anwendbarkeit des 
Freihandelsabkommens auf die betreffenden steuerlichen Regelun-
gen und hat die Kommission deshalb aufgefordert ihren Standpunkt 
zu präzisieren.63

III. Die Vorteile der sektoriellen Verträge

In den Verhandlungen zu den bilateralen Verträgen und ihren An-
nahmen durch das Schweizervolk, ist es der Schweiz gelungen, auf 
punktuell-pragmatische Art, ihre Interessen in verschiedener Hinsicht 
zu wahren. Aufbauend auf einem seit Jahren errichteten bilateralen 
Netzwerk konnten anstehende Probleme induktiv und fortlaufend ge-
löst werden. Die Schweiz hat diese Vorteile alle erreichen können, 
ohne formell ihre direkte Demokratie, Unabhängigkeit, Souveränität, 
ihre föderalen Strukturen und die Neutralität aufzugeben. Anders 
als bei eigentlichen Quantensprüngen, wie sie mit einem Vollbeitritt 
oder dem Beitritt zum EWR verbunden wären, konnten die Risiken 
eines Scheiterns der Vorlagen wesentlich eingeschränkt werden. Die 
Schweiz konnte sich entsprechend ihrer Tradition schrittweiser und im 
Volk abgestützter Entwicklung am europäischen Integrationsprozess 
beteiligen und Defi zite im Verhältnis zur inneren Entwicklung der EU 
abzubauen. Mit den Bilateralen ist es nach Auffassung der Regierung 
gelungen, „die politisch und wirtschaftspolitisch bedenkliche instituti-
onelle Isolation“ der Schweiz zumindest auf einer stabilen Grundlage 
zu reduzieren und die integrationspolitische Lage zu verbessern.64

Auch wenn die Schweiz keinen gleichberechtigten Beitritt zum 
EU-Binnenmarkt hat, sind die Beziehungen der Schweiz zur EU 
sehr eng. Auf die wirtschaftliche Verfl echtung wurde bereits hinge-
wiesen. Die heutige Rechtslage kommt dem Integrationsstand des 
1992 gesamthaft noch verworfenen EWR-Vertrages nahe, auch wenn 
keine Deckungsgleichheit besteht. Wesentliche Teilbereiche der vier 
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Grundfreiheiten im grenzüberschreitenden Verkehr sowie fl ankie-
rende Massnahmen sind von den bilateralen Verträgen abgedeckt.65

Arbeitsmärkte werden schrittweise geöffnet und Weiterbildungsmög-
lichkeiten verbessert. Bei den Luftverkehrsgesellschaften hat sich die 
Wettbewerbssituation radikal verbessert und Handelshemmnisse im 
Agrarhandel sind abgebaut worden.66 Im Bereich der Landwirtschaft 
geht die Rechtslage über deren Ausschluss aus dem EWR-Vertrag 
hinaus. Der Bilateralismus hat damit auch in sensiblen Bereichen Li-
beralisierungen und notwendige Strukturanpassungen eingeleitet. Mit 
der Öffnung der Strassen- und Eisenbahnverkehrsmärkte konnten 
Grundlagen für eine umweltgerechte, koordinierte europäische Ver-
kehrspolitik geschaffen werden.67 Gleichzeitig erlaubt es dieser Weg, 
Vorteile eigenständiger Regelungen in essentiellen Teilbereichen zu 
wahren und EG-Recht dort weder autonom noch in Verhandlungen 
zu übernehmen, wo dieses für die Entwicklung und Interessen des 
Landes als mehrheitlich nicht vorteilhaft beurteilt wird. Die differenzi-
elle Integration erlaubt es der Schweiz namentlich, ihre eigene Wäh-
rungspolitik zu verfolgen und weiterhin von einem generellen und 
im Vergleich zur EU tieferen Zinsniveau des Schweizer Frankens zu 
profi tieren (wobei die Vorteile durch Wechselkursschwankungen fast 
wettgemacht werden).68 Schliesslich sind die fi skalischen Kosten ge-
ringer als für Vollmitglieder. Die Schweiz leistet im Rahmen der bila-
teralen Verträge keine allgemeinen à fonds perdu Beiträge an das 
EU-Budget. Sie kontrolliert weiterhin den Einsatz der für die neuen 
Mitgliedstaaten vorgesehenen Mittel von insgesamt einer Milliarde 
Schweizer Franken.69

IV. Die Defi zite und Grenzen sektorieller Verträge

A. Wirtschaftliche Aspekte 

Die Vorteile des bilateralen Weges und der gute Ausbaustand der bi-
lateralen Beziehungen können nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
nach wie vor strukturelle Nachteile mit der heutigen Architektur diffe-
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renzieller Integration in Kauf genommen werden müssen. So hat sich 
gezeigt, dass die Liberalisierung des Dienstleistungshandels auf der 
Basis sektorieller Verhandlungen nicht erreicht werden kann und die-
se nicht zum Ziel geführt haben.70 Die Widerstände summieren sich 
gegenseitig, und dies in jenem Bereich, wo die Schweiz die stärksten 
Wachstumschancen aufweist. Preissenkende Parallelimporte bleiben 
im Patentbereich weiterhin beidseitig ausgeschlossen. Zahlreiche 
Hemmnisse bestehen weiterhin durch die Handhabung von administ-
rativen Einschränkungen, die innerhalb der Gemeinschaft namentlich 
durch das bekannte Cassis-de-Dijon Prinzip keinen Bestand mehr 
haben. Ebenso bleibt die Schweiz ausserhalb der engen Zusammen-
arbeit von Kommission und Mitgliedstaaten im Wettbewerbsrecht. 
Ein Rechtshilfeabkommen fehlt, was sich negativ auf die Wirksamkeit 
des Kartellrechts auswirkt. Die Schweiz ist und bleibt aus all diesen 
Gründen in vielen Bereichen eine Hochpreisinsel. Ohne äusseren An-
passungsdruck, wie ihn Österreich nach dem Beitritt erfahren hat,71

kann sie ihre Wettbewerbsfähigkeit nur verhältnismässig langsam 
verbessern. Das hat sich vor allem in Verzögerungen bei der Liberali-
sierung von Netzinfrastrukturen und den damit möglichen Kostensen-
kungen ausgewirkt.72 Dabei ist aber auch  zu berücksichtigen, dass 
die Schweiz - gerade auch dank der direkten Demokratie - traditionell 
weniger interventionistisch ist und ihre Wettbewerbsfähigkeit sich 
weltweit betrachtet in der Spitzengruppe bewegt.73

Ebenso bleiben Hemmnisse und zusätzliche Kosten bestehen, wie 
sie die gemeinsame Grenze mit sich bringt. Die Defi nition der Grenze 
als EG-Aussengrenze führt zu kostensteigernden Marktaufteilungen. 
Sie führt potenziell zu Verzögerungen in der Grenzabfertigung, was 
sich somit zum Nachteil der schweizerischen Industrie auswirkt. Ge-
samthaft gesehen wirken sich diese Nachteile potenziell dahin aus, 
dass Unternehmungen ihre Tätigkeiten zunehmend in die EU verle-
gen und so der Werkplatz Schweiz leidet. Das gilt insbesondere für 
kleinere und mittlere Unternehmungen, die den Hauptteil der Arbeits-
plätze stellen. Sie können sich Vertretungen im Ausland nicht oder 
nur beschränkt leisten. Interessant ist der Befund, dass die schweize-
rische Industrie schon heute mehr Personen im Ausland als im Inland 
beschäftigt und die Differenz zu Lasten der im Inland beschäftigten 
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Personen zunimmt.74 Ausländische Direktinvestitionen in der Schweiz 
sind stark rückläufi g und Schweizer Unternehmungen investieren 
vermehrt im Ausland. Während die schweizerischen Direktinvestiti-
onen im Ausland (Kapitalexporte) 2004 33 Mrd. Franken betrugen, 
beliefen sich die ausländischen  Direktinvestitionen in der Schweiz 
(Kapitalimporte) gerade noch auf eine Milliarde Franken - gegenüber 
22 Mrd. im Vorjahr.75 Inwieweit die differenzielle Integration Ursache 
dieser Entwicklung ist, lässt sich nur schwer beurteilen. Sicher bildet 
sie nicht die ausschliessliche Ursache, und die volle Integration führt 
angesichts der allgemeinen Globalisierung kaum zu einer Umkehr 
dieser Entwicklung. Gleichwohl dürfte sie die Rahmenbedingungen 
für KMUs in der Schweiz, die vor allem in Nachbarstaaten aktiv sind, 
wesentlich verbessern. 

Vergleichbare Nachteile der differenziellen Integration sind länger-
fristig auch in den präferenziellen Drittlandbeziehungen absehbar.76

Die EU verfügt heute über ein weit grösseres Netz an bilateralen 
Verträgen und vermag ihre Interessen wirksamer auf Drittmärkten 
durchzusetzen. Die verbleibenden EFTA-Staaten versuchen diese 
Nachteile teils antizipativ auszugleichen und zu vermeiden. Ob dies 
längerfristig angesichts der weltweit zunehmenden Präferenzabkom-
men77 gelingen wird, ist eine offene Frage. Die EFTA-Staaten verfü-
gen (nach erfolgter Osterweiterung der EU, welche die Kündigung 
von acht Freihandelsabkommen mit Staaten Mitteleuropas zur Folge 
hatte) noch über 15 Freihandelsabkommen.78 Weitere Verträge sind 
in Aushandlung mit Ägypten und SACU (Südafrikanische Zollunion),79

während Verhandlungen mit Kanada bislang erfolglos verlaufen und 
namentlich an der Fischereifrage im Verhältnis zu Norwegen und Is-
land gescheitert sind. Die EU hat seit der Osterweiterung ausser mit 
der Schweiz kaum mehr Freihandelsabkommen. Umgekehrt verfügt 
sie aber über ein weit gespanntes Netz von präferenziellen Regelun-
gen mit 77 Entwicklungsländern im Rahmen der Cotonu Konvention 
(früher Lomé Konvention). Zahlreiche weitere Abkommen stehen in 
Aushandlung, namentlich ein Freihandelsabkommen mit Mercosur 
(Argentinien, Brasilien, Uruguay und Paraguay), ein Abkommen über 
Zusammenarbeit und Freihandel mit dem Gulf Cooperation Council 
(Bahrain, Kuwait, Oman, Quatar, Saudi Arabien, Vereinigte Arabische 
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Emirate)80, weitere Abkommen mit Syrien, der Türkei und Albanien 
sowie so genannte „Economic Partnership Agreements“81 mit den 
AKP Staaten: CEDESA, CEMEC, 16 Ländern von COMESA, 15 Län-
dern von CARIFORUM, 7 Ländern von SADC und 14 pazifi schen 
Staaten.82 Die Bemühungen der EFTA-Staaten stehen dem nach, 
auch wenn vereinzelt wie im Falle von Singapur83 und Südkorea84

Vertragsabschlüsse noch vor der EU gelungen sind. Von der quantita-
tiven Betrachtung abgesehen, gilt es zu berücksichtigen, dass die EU 
aufgrund ihrer Marktgrösse wesentlich mehr Verhandlungsmacht auf 
die Waagschale legen kann. Seit einiger Zeit versucht die Schweiz, 
mit den USA ein Freihandelsabkommen auszuhandeln mit dem Ziel 
eines verbesserten Marktzuganges für Waren und Dienstleistungen. 
Die angestellten Prognosen im Herbst 2005 waren günstig.85 Der 
Ausgang der Verhandlungen ist ungewiss. Insbesondere im Bereich 
der technischen Handelshemmnisse sind die gleichen Probleme zu 
erwarten, die bislang namentlich die gegenseitige Anerkennung im 
Rahmen eines Mutual Recognition Agreements in der Praxis als we-Mutual Recognition Agreements in der Praxis als we-Mutual Recognition Agreements
nig wirksam erscheinen lassen. Die starke Ausrichtung der Schweiz 
auf den europäischen Markt dürfte hier dazu führen, dass auch künf-
tig im Wesentlichen nach Massgabe europäischer Standards produ-
ziert werden muss. Gesamthaft ist davon auszugehen, dass die in 
der Schweiz hergestellten Produkte weltweit über einen weniger stark 
ausgeprägten präferenziellen Zugang als die in der EU fabrizierten 
Waren und erbrachten Dienstleistungen geniessen dürften. Das ist 
im Lichte einer heute weltweit zunehmenden Regionalisierung nicht 
zu unterschätzen. Auch hier dürfte sich die Rechtslage längerfristig 
dahin auswirken, dass vermehrt Arbeitsplätze in der Schweiz verlo-
ren gehen und in den EU-Raum und Drittstaaten ausgelagert werden, 
um von Präferenzen vermehrt profi tieren zu können. Die Stellung der 
„6. Schweiz“86 dürfte sich damit weiter verstärken.

Professor Breuss kommt in seiner vergleichenden Untersuchung 
zum Ergebnis, dass das Bruttoinlandsprodukt der Schweiz (im Un-
terschied zum Bruttonationaleinkommen, das Erträge ausländischer 
Standorte berücksichtigt) in der letzten Dekade weit schwächer ge-
wachsen ist als im Ausland und die Wirtschaft langsamer als in Ös-
terreich expandiert. Dessen Wachstumsvorsprung gegenüber der 
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Schweiz beträgt rund 1 % des Bruttoinlandsprodukts. Neben einem 
allmählich schwindenden Aufholeffekt von 1/3 Prozentpunkten zeich-
nen dafür die Beteiligung am EU-Binnenmarkt und der Währungsu-
nion sowie die Osterweiterung um je einen weiteren Drittel Prozent-
punkt verantwortlich. Gesamthaft ermittelt er den auf die Mitglied-
schaft in der EU zurückzuführenden Wachstumseffekt für Österreich 
von rund 1/2 Prozentpunkten pro Jahr, der durch die (für Österreich 
besonders wichtige) Osterweiterung um ein weiteres Viertel zuneh-
men dürfte. Für die Schweiz kommt der Autor zum Ergebnis, dass 
sich die positiven Mitnahmeeffekte aus der Entstehung des europäi-
schen Binnenmarktes und die negativen Auswirkungen aus der Nicht-
teilnahme an der vollen Integration in etwa gegenseitig neutralisiert 
haben.87 Dieser Befund bestätigt den Eindruck, dass die schrittweise 
und differenzielle Integration für den Werkplatz Schweiz keine opti-
malen Rahmenbedingungen geschaffen hat und Wachstumschancen 
mit dieser Politik verspielt worden sind. Sie führt im Ergebnis zu einer 
weiteren Stärkung der 6. Schweiz und von Auslandsinvestitionen auf 
Kosten inländischer Arbeitsplätze. 

Als mögliche Antwort auf die genannten Nachteile des Bilateralis-
mus wird neben dem Vollbeitritt aus wirtschaftlicher Sicht die Schaf-
fung einer Zollunion mit der EU diskutiert.88 Die Zollunion würde we-
sentliche der vorgenannten Nachteile beseitigen, namentlich durch 
die Beseitigung von Grenzkontrollen und den Einbezug der Schweiz 
in das präferenzielle Vertragssystem der EU. Sie würde zu einer vol-
len Integration der Landwirtschaft in den EU-Markt führen, worin ma-
teriell und strukturpolitisch die grösste Herausforderung liegen dürfte. 
Vor allem aber verstärkt die Zollunion erneut die Defi zite in der Mitbe-
stimmung. Im Europabericht 2006 zeigt der Bundesrat als weiteren 
Nachteil einer Zollunion auf, dass die Schweiz durch die Übernahme 
des Hauptteils der EU-Politik im Bereich Aussenhandel ihre Fähig-
keit verlieren würde, in autonomer Weise Abkommen im Rahmen der 
WTO und der Präferenzabkommen der EFTA abzuschliessen.89 Die 
Zollunion ist daher –°wie bereits der EWR-Vertrag – vor allem aus 
staatsrechtlicher Optik problematisch.
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B. Staatsrechtliche Aspekte 

Die Wahrung der formellen Souveränität der Schweiz durch diffe-
renzielle Integration mit Freihandelsabkommen und bilateralen Ver-
trägen hat auch eine gewichtige Kehrseite und ihren Preis. Bei der 
Gestaltung von EU-Recht und EU-Politiken und bei der dynamischen 
Fortentwicklung des EU-Rechts hat die Schweiz keinerlei Mitentschei-
dungsrechte. Sie kann ihren Einfl uss informell geltend machen, sie 
kann angehört werden; bei der Beschlussfassung selbst von Rechts-
normen mit Bedeutung für eingegangene Verträge kann sie indessen 
originär nicht partizipieren. Die Ablehnung neuen Rechts im Rahmen 
bestehender Verträge ist zwar möglich, aber mit hohen Kosten ver-
bunden. Im Rahmen des autonomen Nachvollzuges bildet EG-Recht 
eine wichtige materielle Grundlage der Gesetzgebung, die – im Un-
terschied zur früheren Rechtsvergleichung – nicht mehr die Wahl zwi-
schen verschiedenen nationalstaatlich geprägten Optionen lässt, son-
dern eine einzige von den Mitgliedstaaten ausgehandelte Regelung 
vorträgt. Auch hier ist die Ablehnung im Rahmen des Alleinganges 
möglich. Auch hier kann dies indessen mit Kosten und Nachteilen ver-
bunden sein. Man kann gesamthaft mit Fug die Metapher verwenden, 
dass die Schweiz diesbezüglich zu einem der EU „zugewandten Ort“ 
geworden ist.90 Die Schweiz drückt sich politisch und institutionell an 
den Rand des europäischen Integrationsprozesses, wo sie ihn kaum 
beeinfl ussen kann, obwohl er sich stark auf sie auswirkt.91 Der nach 
wie vor mögliche Alleingang in einzelnen und sensiblen Bereichen, 
wie zum Beispiel dem Schutz des Bankgeheimnisses oder eines nur 
geringeren Konsumentenschutzes, vermag diesen Befund im Grund-
satze nicht zu erschüttern. Angesichts des zunehmenden Einfl usses 
des EG-Rechts durch vertragliche Bindungen, aber auch die einsei-
tige Anpassung zwecks Vermeidung von wirtschaftlichen Nachteilen, 
zeigt sich im Ergebnis ein Defi zit in Bezug auf die eigentliche de-
mokratische Legitimation wichtiger Teile der eigenen Rechtsordnung. 
Die Politik der Europakompatibilität stützt sich notwendigerweise auf 
bereits ausgearbeitete Lösungen. Sie verhindert zusehends die ver-
tiefte Auseinandersetzungen und eigene schweizerische Kreativität. 
Unabhängigkeit und Souveränität erweisen sich zunehmend als ein 
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formales Konzept, dem eine partielle Fremdbestimmung eigen ist.92

Nebst den Mitentscheidungsrechten fehlen im Rahmen der bilatera-
len Verträge auch Institutionen und angemessene Entscheidmecha-
nismen, welche für eine dynamische Fortentwicklung der Verträge 
entscheidend wäre.93 Vorerst fehlen gemeinsame Rechtsprechungs-
organe, welche die Vertragsbestimmungen für beide Seiten einheit-
lich auslegen. Die sektoriellen Abkommen befassen sich nicht mit der 
Frage des Rechtsschutzes, so dass diese gänzlich der Autonomie der 
Vertragsparteien überlassen bleibt.94 In der EU kann jedes nationale 
Gericht im Vorabentscheidungsverfahren den EuGH um verbindliche 
Auslegung der Vertragsbestimmungen bitten - jedes letztinstanzliche 
Gericht ist sogar dazu verpfl ichtet - was eine einheitliche Auslegung 
des Europarechts sicherstellt. In der Schweiz, wo kantonales Recht 
und Bundesrecht zur Anwendung kommen, entscheidet - ausser 
beim Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen - jeweils 
das dezentral zuständige Gericht, ohne die Möglichkeit des Vorab-
entscheidungsverfahrens vor dem EuGH.95 Damit sind in der Regel 
lange Instanzenzüge verbunden, bis das Bundesgericht letztinstanz-
lich befi nden kann. Die Lage dürfte vorerst zu einer uneinheitlichen 
Anwendung des Rechts in den verschiedenen Kantonen führen. Es 
wird einige Zeit brauchen, bis das Bundesgericht in allen wichtigen 
Fragen eine einheitliche Rechtsprechung durchzusetzen vermag. 
Die ersten Erfahrungen namentlich mit den Freizügigkeitsabkommen 
können diesbezüglich als positiv beurteilt werden.96 Gleichwohl blei-
ben die Notwendigkeit des vollständigen Instanzenzuges und die Ab-
wesenheit gemeinsamer Vorabentscheidungsverfahren ein Handicap. 
Es wird sich weisen, ob die Bemühungen zu einem Rahmenvertrag 
hier zu Verbesserungen führen werden. Es ist derzeit offen, ob darin, 
als eine Möglichkeit, eine Anlehnung an den EWR-Gerichtshof erfol-
gen wird und auf diese Weise nach einer Dekade die heute weitum 
bedauerte Ablehnung des EWR-Vertrages im Jahre 1992 ausgegli-
chen werden kann.

Defi zitär ist angesichts der komplexen Regelungsmaterien sodann 
die in der EU ansonsten stark ausgebaute Streitbeilegung zwischen 
Mitgliedstaaten und den Organen der Gemeinschaft. Die Abkommen 
sehen jeweils für die Verwaltung und ordnungsgemässe Anwendung 
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lediglich Gemischte Ausschüsse vor, die Empfehlungen abgeben und 
in den explizit vorgesehenen Fällen auch - einstimmige - Beschlüsse 
fassen.97 Man hat es mit dem Modell traditioneller Handelsverträge be-
wenden lassen, ungeachtet des integrationspolitischen und oft auch 
dynamischen Gegenstandes der Abkommen. Die Rechtsentwicklung 
ist somit stark exekutivlastig. Die Beteiligung des Parlaments bleibt 
im Prozess der Rechtsentwicklung ein noch ungelöstes Problem.

Geht man der Frage auf den Grund, weshalb sich die Schweiz 
à tout prix am traditionellen Verständnis von Souveränität und Un-tout prix am traditionellen Verständnis von Souveränität und Un-tout prix
abhängigkeit festklammert, so dürfte dafür - neben parteipolitischem 
Kalkül - die Angst vor einem eigentlichen Identitätsverlust bestim-
mend sein. Die Schweiz ist in vielem ein weltoffenes und europäisches 
Land. Kultur, Wirtschaft und Wissenschaft pfl egen einen regen inter-
nationalen Austausch und partizipieren in nicht geringerem Umfang 
an diesen Lebensbereichen. In den Medien geniesst das Geschehen 
im Ausland eine hohe Aufmerksamkeit. Der Anteil der ausländischen 
Bevölkerung ist relativ hoch und ihre Integration ist bislang recht gut 
gelungen. Als politische Willensnation wird die Schweiz indessen 
wesentlich durch die direkte Demokratie geprägt. Sie bestimmt ihr 
Staatsverständnis und ihre Identität auf allen Ebenen des Gemein-
wesens. Diese gemeinsame Tradition verbindet auch die Landesteile 
trotz unterschiedlicher Sprachen. Eine Öffnung hin zur Mitbestim-
mung und Mitverantwortung im europäischen Gemeinwesen wird 
mehrheitlich als Verlust dieser Tradition und damit der eigenen Iden-
tität verstanden. Dazu kommen allgemeine Globalisierungsängste, 
die neben faktischen Entwicklungen im Bereiche der Kommunikati-
onsmittel durch die zunehmende Verlagerung der Rechtsetzung auf 
die internationale Ebene, die Abwanderung von Arbeitsplätzen und 
die Zuwanderung billiger Arbeitskräfte unterschwellig zu Abwehrhal-
tungen führen.98 Dieses Phänomen ist indessen nicht spezifi sch für 
die Schweiz. Es fi ndet sich auch in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union. Spezifi sch ist indessen die gleichzeitige Einsicht, dass 
die Schweiz auf Grund ihrer starken internationalen wirtschaftlichen 
Verfl echtung auf enge vertragliche Beziehungen mit dem Ausland 
angewiesen ist und sich eine introvertierte Politik nicht leisten kann. 
Aus dieser Mischung resultiert eine pragmatische Politik der kleinen 



27

Schritte, die zur differenziellen Integration und der oben geschilderten 
hybriden Vertragskonstellation geführt hat. Die Spannungslage von 
Berührungsängsten, Abwehrreaktionen und notwendigen engen Be-
ziehungen mit dem Ausland bleibt nicht ohne Einfl uss auf das Selbst-
vertrauen der Schweiz. Sie nagt an den eigentlichen Grundlagen ei-
ner tragfähigen Identität und Eigenart der Schweiz.99

Dieser Punkt verdient besondere Beachtung. Die Schweiz tritt 
einerseits selbstbewusst in der Vertretung ihrer Interessen auf. Die 
Verhandlungen werden klug und geschickt geführt, und die Notwen-
digkeit des Referendums verlangt nach einer langsamen und soliden 
Gangart, auf die das Land in seiner politischen Tradition nicht ohne 
Stolz blickt. Gleichzeitig wagen wir die These, dass die Schweiz an 
Selbstvertrauen und Selbstsicherheit eingebüsst hat. Das äussert 
sich immer wieder dort, wo neue Situationen und Probleme mit der 
EU auftauchen.100 Der tiefere Grund dieser Verunsicherung liegt da-
rin, dass die Schweiz isoliert ist und spürt, dass sie über Jahre nicht 
wirklich am institutionellen Beitrag Europas mitgewirkt hat und ihre 
Tradition der Friedenswahrung, ihre Staatskunst, nicht in den Dienst 
dieses grossen und so erfolgreichen Werkes der Europäischen Union 
gestellt hat.101 Darüber wird einst die Geschichte zu befi nden haben. 
Sicher ist indessen schon heute, dass die Schweiz des 20. Jahrhun-
derts, bei allem Verständnis für die bis 1945 bestehende historische 
Lage als Republik im Spannungsfeld konfl igierender europäischer 
Mächte, nach dem Zweiten Weltkrieg nicht an ihre kreativen verfas-
sungsrechtlichen Leistungen des 19. Jahrhunderts, nunmehr auf eu-
ropäischer Ebene, anzuknüpfen verstand. Das Verhältnis zu Europa 
bleibt ein Verhältnis des Kleinmutes und der reinen wirtschaftlichen 
Interessenvertretung. Es fehlt weitum der Wille, einen eigentlichen 
Beitrag am Aufbau einer Union zu leisten und nicht primär nur auf 
die kurz- und mittelfristigen Interessen zu achten. Es fehlt weitum 
an einer Vision und Perspektive, an der sich die Zukunft des Landes 
mit seiner heute weitgehend verwaltenden Politik orientieren könnte. 
Daraus kann Grösseres und Bleibendes nicht entstehen Es fehlt ein 
Entwurf für die Zukunft. Es fehlt eine Vision, wie sich die Schweiz 
ins Europa des 21. Jahrhunderts einbringen kann und ihren Beitrag 
als reiches Land in der Stabilisierung des Kontinents optimal leisten 
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kann. Der Blick bleibt mehrheitlich in der Vergangenheit und tradierten 
Elementen der Identität verhaftet. Mit vergleichbaren Schwierigkeiten 
haben auch die Mitgliedstaaten der EU zu kämpfen, und die Schwie-
rigkeiten und Rückschläge in der Weiterentwicklung, Vertiefung und 
Ausdehnung der Integration belegen dies deutlich. Orientierung, Visi-
on und Ausrichtung auf die Zukunft stellen sich nicht von selbst mit ei-
ner Mitgliedschaft ein. Dazu bedarf es neuer Grundlagen der Identität, 
die über Hergebrachtes hinausweisen, die Tradition und Zukunft in 
Beziehung bringen. Dazu ist ein neues Verständnis von Souveräni-
tät erforderlich, deren Kern sich in der selbstbewussten Teilhabe und 
Partizipation bei der Fortentwicklung der Integration und des europä-
ischen Rechts, im Engagement für Frieden und Gerechtigkeit fi ndet. 
Es bedarf, mit andern Worten, letztlich eines neuen Staatsverständ-
nisses. Die Mitgliedschaft in der Union schafft indessen unbestreit-
bar eine klarere und bessere Ausgangslage für diesen Prozess als 
die Ambivalenz der differenziellen Integration der Schweiz. Sie bildet 
eine bessere Grundlage zum Bau des europäischen Hauses als eine 
Aufgabe mehrerer Generationen und Dekaden.102 Die differenzielle 
Integration hat die Schweiz diesbezüglich in Verzug gesetzt. Sie hat 
es ermöglicht, diesen Grundfragen immer wieder auszuweichen und 
sich der Debatte zu entziehen. Sie hat - mit allen kurzfristigen Vor-
teilen - das Land in die Stellung eines zugewandten Ortes gebracht 
und zu Verunsicherung und Verlust an politischem Selbstvertrauen 
geführt.

C. Praktische Aspekte

Neben grundsätzlichen Überlegungen zur Identität treten praktische 
Aspekte, die es bei einer Beurteilung der differenziellen Integration 
zu berücksichtigen gilt. Die Schwierigkeit, Verträge mit 27 Partnern 
auszuhandeln, nimmt zu. Die Mitglieder der EU weisen heute sehr 
unterschiedliche Interessen und Entwicklungsgrade auf. Wie im In-
neren der EU, wird es auch gegen aussen schwieriger, gemeinsame 
Lösungen zu fi nden. Das gilt besonders dort, wo die Materie nicht 
allein der Gemeinschaft unterstellt ist, sondern die Notwendigkeit 
gemischter Verträge und damit der Einstimmigkeit hervorruft. Das 
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bedeutet, dass einerseits auf die Sonderwünsche eines jeden Mit-
gliedstaates eingegangen werden muss. Andererseits führt dies zu 
massiven Verzögerungen im Ratifi kationsprozess einzelner Verträge. 
So ist absehbar, dass der Vertrag über die Betrugsbekämpfung noch 
während Jahren nicht in Kraft treten wird, obgleich er seitens der EU 
gefordert worden war. 

Die mit dem Bilateralismus verbundenen Verzögerungen können 
einschneidende Wirkungen haben. So besteht zwischen der Ableh-
nung des EWR-Vertrages und dem Grounding und Niedergang der 
Swissair eine gewisse Kausalität, welche auf ungünstige Rahmen-
bedingungen der 90er Jahre zurückgeht, die erst mit dem Luftver-
kehrsabkommen überwunden werden konnten. Da dieses erst 2002 
in Kraft trat war es zu spät.103

Sodann zeichnet sich ab, dass trotz des hohen Aufwands in zen-
tralen Fragen wie Zollunion, Wettbewerbsrecht, Währungsstabilität 
sowie innere und äussere Sicherheit Vertragslösungen nur zustan-
de kommen können, wenn die Schweiz Souveränitätsrechte an die 
EU überträgt und die höchstrichterliche Gewalt des EuGH anerkennt. 
Diese Faktoren haben denn auch den Bundesrat schon 1999 dazu 
bewogen, einzugestehen, dass die „inhaltlichen und verfahrensmäs-
sigen Grenzen für weitere sektorielle Vereinbarungen bald einmal 
erreicht sein werden.“104 An dieser Einschätzung hat sich heute struk-
turell nichts geändert. Im Gegenteil. Sie kontrastiert allein mit dem 
nach wie vor fehlenden Willen, sich der Beitrittsfrage innenpolitisch 
zu stellen. 

V. Implikationen der differenziellen Integration:
 die EU-Mitgliedstaaten

Die integrationspolitische Geschichte der Schweiz wäre ohne die 
Bereitschaft der EU-Mitgliedstaaten, Probleme auf diese induktive 
Art und Weise zu lösen, nicht möglich. Die frühe Haltung, welche 
1962105 zum Scheitern einer Assoziierung führte und neben Beitritt 
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und Mitgliedschaft pragmatische Lösungen noch ausschloss, ist ei-
ner offenen Haltung gewichen, die neben wirtschaftlichen Interessen  
viel Verständnis für die Schweiz aufbringt. Man gewinnt den Eindruck, 
dass seitens der EU bewusst ein Weg differenzieller Integration ein-
geschlagen wurde. Es ist interessant festzustellen, dass dies - ab-
gesehen von den vorübergehenden Assoziierungsabkommen mit 
späteren Mitgliedstaaten106 - die einzige Spielart nicht terminierter 
differenzieller Integration ist. Was die EG-Staaten innerhalb des Ver-
trages zwar vorsehen, praktizieren sie allein mit der Schweiz auf einer 
dauerhaften Basis. 

Es ist offensichtlich, dass hier die Rahmenbedingungen der 
Schweiz als eine direkte Demokratie der kleinen Schritte von ent-
scheidendem Einfl uss sind. Kein anderer europäischer Staat ist auf 
gleiche Art und Weise unmittelbar darauf angewiesen, die öffentliche 
Meinung im Integrationsprozess zu mobilisieren und mit ihr Schritt 
zu halten. Man kann mit Fug behaupten, dass die Schweiz ohne di-
rekte Demokratie und dem Erfordernis einer Mehrheit von Kantonen 
mit den anderen EFTA-Staaten den Beitritt im Jahre 1995 vollzogen 
hätte. Die Eliten und das Parlament waren dazu bereit. Die Schweiz 
kann indessen nur so weit und nur so rasch voranschreiten, wie der 
Wille zur Öffnung mehrheitsfähig ist - und dies in Grundfragen nicht 
nur des Volkes, sondern auch der Kantone, wo die zahlreichen klei-
nen Gemeinwesen überdies ein überproportionales Gewicht haben. 
Diese Gewichtsverteilung ist essentieller Bestandteil von Checks and 
Balances und des Föderalismus in der Schweiz und bildet ein konsti-
tuierendes Element ihrer Verfassung. An ihr führt kein Weg vorbei. 

Die Frage bleibt indessen, wie weit das Verständnis der EU für 
die Schweiz und den gewählten Weg reichen kann. Die Zulassung 
der differenziellen Integration seitens der Schweiz kann innerhalb 
der EU nach vergleichbaren Ansätzen und Abstufungen rufen, wel-
che ihrerseits die Einheit und den Zusammenhang gefährden können. 
Die pragmatische Einräumung von Vorteilen könnte da ihre Grenze 
fi nden, wo sich Differenzierungen auch im Innern der EU einstellen 
und so die Einheit der EU gefährden könnten. Der Umstand, dass 
die differenzielle Integration innerhalb der Gemeinschaft gestützt auf 
Art. 43-45 EUV und Art. 11-12 EGV bislang nicht genutzt wird, spricht 
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dafür, dass der Spielraum für sektorielle Privilegierungen mit hohem 
Integrationsgrad auch in Drittlandbeziehungen beschränkt sein dürf-
te. Von daher scheint es einleuchtend, dass der bilaterale Weg zwar 
weiterhin beschritten, aber kaum zu einer umfassenderen Regelung 
führen wird, welche der Schweiz auch Partizipationsrechte gewähren 
und sie im Rahmen differenzieller Integration als Nettozahlerin ein-
binden würde. Welche Regelungen auch immer getroffen werden, die 
EU muss dafür sorgen, dass die differenzielle Integration der Schweiz 
nicht zum Modell der Desintegration angesichts zunehmender De-
zentralisierungstendenzen verleitet. Dieser Punkt wurde an der Ta-
gung eigens zur Diskussion gestellt. Im Mittelpunkt des Interesses 
stand - mit Blick auf die Türkei - die Frage, inwieweit das schweize-
rische Modell der differenziellen Integration verallgemeinerungsfähig 
ist und auf weitere Partnerstaaten Anwendung fi nden kann. Auf der 
einen Seite wurde die Auffassung vertreten, dass die differenzielle 
Integration sowohl im Inneren wie in Drittlandbeziehungen massge-
schneidert möglich ist. So sei die Ausarbeitung eines angemessenen 
Rahmens mit Russland im Gange.107 Die Schweiz weise als Drittstaat 
die stärkste Integration auf, die auch auf andere Länder Anwendung 
fi nden könne.108 Wie weit die Schweiz den Weg differenzieller Inte-
gration beschreiten wolle, liege in ihrem Ermessen, da sie mit den 
damit verbundenen demokratischen und partizipativen Defi ziten einer 
bloss formalen Souveränität zu leben habe.109 Umgekehrt wurde die 
Auffassung vertreten, dass die Schweiz auf Grund ihrer besonderen 
geographischen Schlüsselstellung eine besondere Behandlung er-
fahren habe, die nicht auf andere Staaten übertragen werden könne. 
Ähnliche Anliegen seitens von peripheren Staaten würde man nicht 
gleichermassen berücksichtigen.110 Die Frage bleibt somit offen, ob 
der der Schweiz angebotene Weg seitens der EU auch für andere 
Partner in Frage kommen könnte. 
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VI. Schlussfolgerungen

Das Verhältnis der Schweiz zur Europäischen Union ist geprägt durch 
eine starke wirtschaftliche Integration, die sich rechtlich in Formen 
und Verfahren einer weitgehenden differenziellen Integration im Dritt-
staatenverhältnis manifestiert. Sie hat pragmatisch und in Schritten 
zur Schaffung von Rahmenbedingungen geführt, die Rücksicht auf 
die direktdemokratische Tradition und Verfahren der Schweiz und die 
wirtschaftliche Notwendigkeit nehmen. Die differenzielle Integration 
hat auf pragmatisch-punktueller Grundlage und im Rahmen zahlrei-
cher Staatsverträge erlaubt, den hohen Integrationsgrad der Schweiz 
ohne Mitgliedschaft weitgehend zu sichern und neue Probleme fort-
laufend anzugehen. In diesem Prozess hat das EG-Recht in der 
Schweiz zunehmend an Einfl uss gewonnen, ohne dass bei dessen 
Erarbeitung die differenzielle Integration eine angemessene Mitbe-
stimmung zulässt. Dazu kommt ein starker Einfl uss durch autonomen 
Nachvollzug, der aus wirtschaftlicher Sicht zur Anwendung von Nach-
teilen notwendig ist, staatsrechtlich indessen die eigene Rechtsset-
zung und damit letztlich auch die Demokratie in der Schweiz aushöhlt. 
Schliesslich zeigt sich, dass die heutigen Formen der differenziellen 
Integration keine hinreichenden Instrumente der Streitbeilegung ken-
nen. Materien mit hohem Integrationsgrad werden weiterhin in der 
Form klassischer und nur beschränkt entwicklungsfähiger bilateraler 
Verträge eingefasst. Schlussfolgerungen ergeben sich aus der Sicht 
der Schweiz wie aus der Sicht der Europäischen Union.

Aus der Sicht der Schweiz führen die Defi zite der differenziellen In-
tegration und die staatsrechtlichen Probleme, die wirtschaftlichen und 
praktischen Nachteile, die wir oben geschildert haben, zum Schluss, 
dass nur ein voller Beitritt der Schweiz zur Europäischen Union der 
tradierten schweizerischen Identität in einem neuen Umfeld Zukunft 
und Hoffnung geben kann.111 Die Fortsetzung des bilateralen Weges 
stösst längerfristig auf grundsätzliche und praktische Probleme. Er 
vermag auch nicht die notwendigen wirtschaftlichen Impulse zu ge-
ben. Der Anschluss an den EWR-Vertrag oder die Bildung einer Zollu-
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nion führen zu einer Erosion der materiellen Souveränität, indem hier 
die Übertragung von Entscheidungsbefugnissen an die Union nicht 
durch eine hinreichende Partizipation in der Entscheidfi ndung ausge-
glichen wird.

Die Schweiz wird als Mitglied der Europäischen Gemeinschaft nicht 
nur ihre partizipativen Defi zite beseitigen können, sondern auf Grund 
ihrer Erfahrung als Willensnation und Geschichte als überhaupt erste 
vielsprachige und multikulturelle Republik Europas ihren Beitrag end-
lich auch beim Aufbau europäischer Institutionen leisten können. Sie 
wird dadurch eine neue Sinngebung und Erneuerung erfahren. Die 
Verunsicherung kann überwunden und das Selbstvertrauen wieder 
gestärkt werden. Die Staatskunst besteht darin, die Frage der eu-
ropäischen Integration in der Schweiz aus ihrem heutigen Kontext 
reiner Interessenpolitik zu lösen, die Notwendigkeit einer längerfris-
tigen Sicht einer noch skeptischen Bevölkerung zu kommunizieren 
und eine offene demokratische Debatte über die Zukunft der Schweiz 
in Europa und der Welt zu führen.

Aus der Sicht der Europäischen Union stellt sich die Frage, wie 
weit differenzielle Integration mit Drittstaaten sinnvollerweise gehen 
kann und soll. Export und Expansion von EG-Recht in Bemühun-
gen um die Schaffung von Wirtschaftsräumen und Einfl usssphären 
führen mit fortschreitender differenzieller Integration zu Problemen 
der Abhängigkeit und Demokratieverlusten, wie der Fall der Schweiz 
zeigt. Materielle Rechte und Pfl ichten müssen im Gleichgewicht ste-
hen mit Möglichkeiten der Teilhabe am Rechtsetzungsprozess. Auch 
hier muss ein angemessenes Verhältnis von Substanz und Verfahren 
(substance-structure pairings) gefunden werden. Wo dies ausbleibt, 
sind Probleme vorprogrammiert. Sie führen entweder zum Rückbau 
oder zur vollen Mitgliedschaft. Wo dieses Ziel nicht ins Auge gefasst 
wird und verantwortet werden kann, empfi ehlt es sich unseres Erach-
tens, Beziehungen grundsätzlich auf der Grundlage des WTO-Rechts 
zu gestalten und Präferenzregelungen im Rahmen der von Art. XXIV 
GATT und Art. V GATS gewährten Spielräume zu gestalten und so 
auf eigentliche Freihandelsregelungen und die wirtschaftliche Inte-
gration zu beschränken. Darüber hinausgehende Regelungen sollten 
im Rahmen einer Mitgliedschaft erfolgen, die auch hinreichende Par-
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tizipation und damit demokratische Legitimation mit sich bringt. Die 
Geschichte der zugewandten Orte und die Gefahr einer Kolonialisie-
rung dürfen sich nicht wiederholen. Sie widerspricht den Grundsätzen 
des heutigen Völkerrechts und der Selbstbestimmung und kann kei-
ne dauerhafte und solide Grundlage bilden. Differenzieller Integration 
von Drittstaaten ohne Partizipationsrechte muss daher auch im Inte-
resse der Union und ihrer langfristigen Legitimität Grenzen gesetzt 
werden.
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Der Beitrag des freien Handels zum 
Weltfrieden

Prof. Dr. Thomas Cottier
Dr. iur. Alexandra Dengg

I. Einleitung*

“Trade confl ict breeds noncooperation, suspicion, bitterness. Nations 
which are economic enemies are not likely to remain political friends 
for long.” Harry Hawkins, 1944

Seit Jahren begleitet uns dieser Satz aus der Feder des damaligen 
Direktors des Offi ce of Economic Affairs im U.S. State Department. Offi ce of Economic Affairs im U.S. State Department. Offi ce of Economic Affairs
Harry Hopkins war einer der grossen Architekten der wirtschaftlichen 
Nachkriegsordnung von 1945, der Pax Americana. Sein Satz stand 
nicht nur am Anfang unseres Bemühens, die internationale Handels-
ordnung zu verstehen. Er motiviert uns auch heute, unseren Beitrag 
zum breiteren Verständnis und zur Stärkung der multilateralen Ord-
nung der WTO und der EU in Europa in einem Umfeld zu leisten, das 
sowohl Globalisierung und europäische Integration mehrheitlich skep-
tisch einschätzt und deren Leistungen für die Wahrung des Friedens 
weitgehend verkennt. WTO und Europäische Union werden weitum 
als Bedrohung für die Menschenrechte und als eine Gefahr für den 
Frieden empfunden.

Die Geschichte lehrt uns, dass protektionistische Handelspoli-
tik und Unilateralismus den Weltfrieden gefährden und zu Kriegen 
und Elend geführt haben. Sie lehrt uns, dass offene Märkte durch 
Wettbewerb, Wohlstandsgewinne und gegenseitige Verständigung 
zur Wahrung des Friedens beitragen. Damit notwendigerweise ver-
bundene Strukturanpassungen sind für die Betroffenen schmerzhaft, 
aber gesamthaft im Rahmen des Sozialstaates verkraftbar geblieben. 
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Die Wahrung des Friedens ist eine, wenn nicht die zentrale Aufgabe 
der multilateralen Ordnungen der WTO und der EU.

Die Schaffung einer Basis für nachhaltigen und stabilen Frieden 
nach dem Zweiten Weltkrieg bildete die Grundidee nicht nur der Ver-
einten Nationen, sondern auch der Begründung der Bretton-Woods 
Institutionen und der verschiedenen Organisationen zwischenstaat-
licher Zusammenarbeit. Es ist kein Zufall, dass dies nach den Er-
fahrungen mit dem Versailler Vertrag und dem Versagen des Völker-
bundes primär auf dem Wege der wirtschaftlichen Kooperation und 
Integration angegangen wurde. Wiederaufbau, Überwindung natio-
nalstaatlicher Abschottung und fairer Wettbewerb wurden als zentrale 
Voraussetzungen eines dauerhaften Friedens erkannt.

Das Bewusstsein für diese grundlegenden Zusammenhänge ist 
– 60 Jahre nach Kriegsende in Europa – weitgehend in Vergessenheit 
geraten. Handelspolitik im Alltagsgeschäft wird auf das Feilschen um 
eigene wirtschaftliche Vorteile reduziert. Weitsicht fehlt sowohl auf der 
globalen wie auch auf der regionalen Bühne, was insbesondere auch 
für die Schweiz gilt. Bei allem Verständnis für das kurzfristig Notwen-
dige und eine pragmatische Politik müssen wir uns immer wieder die 
langfristige Friedensleistung und Friedensfunktion des Freihandels 
als Grundlage globaler Kooperation und regionaler Integration in Er-
innerung rufen.

II. Der freie Handel

Die Idee des freien Handels basiert auf der Einsicht, dass 
internationale Arbeitsteilung und Wettbewerb auf den Märkten 
zu grösstmöglichem Wohlstand und Gemeinnutzen für alle 
Beteiligten führt. Um das Funktionieren des auf diese Weise 
vergrösserten Marktes zu gewährleisten, müssen ausländische 
und inländische Produkte grundsätzlich den gleichen rechtlichen 
Rahmenbedingungen unterliegen. Entsprechend bildete das 



43

Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen von 1947 die Grundlage 
für den Abbau von tarifären und nicht-tarifären Handelshemmnissen; 
ein Prozess der heute im Rahmen der WTO weitergeführt wird 
und seit 1995 auch auf Dienstleistungen Ausdehnung fand. Die 
Grundsätze der Nichtdiskriminierung durch Meistbegünstigung 
und Inländerbehandlung dienen dazu, im Wettbewerb gleich lange 
Spiesse für in- und ausländische Produkte zu schaffen.1

Freier Handel bringt somit auch eine Intensivierung des Wettbe-
werbs mit sich. Er verlangt eine sportliche Mentalität und Beweglich-
keit. Ständige Anpassung an neue Errungenschaften in Forschung 
und Entwicklung sind erforderlich. Bestehende Strukturen kommen 
unter Druck und müssen angepasst werden. Es ist daher nicht er-
staunlich, wenn freier Handel auch zur Ursache von gesellschaftlichen 
Spannungen wird, die abgefedert und friedlich gelöst werden müs-
sen. Dazu dienen auf globaler Ebene das multilaterale Regelwerk der 
WTO und dessen Möglichkeiten der friedlichen Streitbeilegung. Im re-
gionalen Kontext Europas nimmt diese Aufgabe die Europäische Uni-
on als Rechtsgemeinschaft wahr. Diese Einbindung führt aber auch 
dazu, dass Konfl ikte vermehrt internalisiert werden und somit primär 
innenpolitisch unter konkurrierenden Interessen ausgetragen werden 
müssen. Was früher zu internationalen Spannungen führte, wird heu-
te vielfach auf verfasste Innenpolitik und Auseinandersetzung verwie-
sen. Friede muss täglich auch im Inneren hergestellt werden. Freier 
Handel setzt somit diskursfähige und konfl iktfähige Gesellschaften 
voraus. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaatlichkeit bilden 
aus dieser Sicht notwendige Voraussetzungen des freien Handels. Im 
Rahmen des multilateral verfassten Systems bildet good goverance
eine wesentliche Voraussetzung einer sowohl gegen innen wie gegen 
aussen wirksamen gesellschaftlichen Befriedung und Friedenserhal-
tung. Darin liegt auch ein Grund, weshalb die Handelsliberalisierung 
in Entwicklungsländern immer wieder auf Schwierigkeiten stösst und 
auch nicht immer die erwünschten Ergebnisse hervorzubringen ver-
mag.

Freier Handel bedeutet indessen nicht einfach Freihandel. Die 
WTO lässt Zollschutz und den Schutz inländischer Dienstleistungen 
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zu. Von eigentlichem Freihandel sprechen wir nur da, wo im Grund-
satz sämtliche Hemmnisse beseitigt werden, was bei Freihandelszo-
nen und der Zollunion der Fall ist. Paradebeispiel dafür ist die Eu-
ropäische Gemeinschaft, heute gemeinhin die Europäische Union 
genannt. Selbst im Rahmen des Freihandels anerkennt das interna-
tionale Recht aber eine Vielzahl von Einschränkungen und Schutz-
klauseln, die zur Verwirklichung von legitimen Verfassungszielen 
erforderlich sind. Dazu gehört etwa der Schutz der öffentlichen Ge-
sundheit, der Umwelt oder des lauteren Geschäftsverkehrs und fairen 
Wettbewerbs. Die multilaterale Handelsordnung der WTO wie auch 
das Europäische Gemeinschaftsrecht sind äusserst komplexe Regel-
werke, die verschiedene Ziele unter einen Hut bringen müssen. In 
beiden Fällen können wir von einer eigentlichen Verfassungsfunktion 
sprechen, die der Koordination unterschiedlicher, aber gleicherma-
ssen legitimer Politikziele dient.2

Offensichtliche Spannungen und Konfl ikte entstehen, wo Mitglied-
staaten der WTO, einer Freihandelszone oder einer Zollunion zum 
Schutz der eigenen Produktion Politiken merkantilistischer Tradition 
verfolgen, ohne dass die entsprechende Zielsetzung durch das inter-
nationale Regelwerk anerkannt ist oder wo die eingesetzten Mittel 
unverhältnismässig einschneidend sind. Spannungen dieser Art be-
stehen heute vor allem im Bereich des Handels mit landwirtschaftli-
chen Produkten, im Bereich der Infrastrukturen mit traditionell mono-
polistischen Strukturen sowie in der Kulturpolitik. Diesen Bereichen 
ist gemeinsam, dass sie vielfach als ungeeignet für den freien Handel 
überhaupt beurteilt und eigentliche Aversionen gegen deren Öffnung 
entwickelt werden. Teils sind die Bedenken und Schutzbedürfnisse 
berechtigt; teils dienen sie aber vor allem der Verteidigung bestehen-
der Privilegien und Renten. Sie tragen so den Keim künftiger Konfl ik-
te.

Die Suche nach angemessenen und kohärenten Lösungen ist im 
Verhältnis von Offenheit und Schutzfunktionen nicht abgeschlossen 
und nicht abschliessbar. Res publica semper reformanda. Die Han-
delsordnung unterliegt immer wieder neuen, namentlich technolo-
gisch bedingten und komplexen Herausforderungen. So stehen heu-
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te neben den Altlasten einer über Jahre zu protektionistisch geführten 
Agrarpolitik namentlich ungelöste Fragen der Regelung der Informa-
tionstechnologie und der Gentechnologie an. Im Bereich der Dienst-
leistungen stehen wir vor grossen Herausforderungen der Mobilität 
von Arbeitnehmern, wo auf weltweiter Ebene ein multilateraler Rah-
men noch weitgehend fehlt. Unklar ist auch das nähere Verhältnis von 
freiem Handel und Menschenrechten und die Frage, inwieweit sich 
diese beiden Bereiche gegenseitig bedingen oder beschränken.3 In 
vielen Streitfällen, die zu internationalen Spannungen Anlass geben, 
steht indessen der Schutz von Sonderinteressen im Vordergrund, die 
sich im innenpolitischen Prozess durchsetzen können, um Vorteile 
zu wahren und sich Strukturanpassungen zu entziehen oder diese 
zu verzögern. Das sind die eigentlichen Fälle von Protektionismus. 
Die Förderung der eigenen Wirtschaft bildet nach wie vor einen star-
ken Antrieb in der Entwicklung von Nationalstaaten und der Erhaltung 
von Arbeitsplätzen. Dieser Schutz führt ohne übergreifende legitime 
Gründe zur Abschöpfung von unverdienten Renten, die letztlich eine 
ineffi ziente Allokation von Ressourcen und Wohlstandsverluste mit 
sich bringen. Damit werden Spannungen ausgelöst. Protektionismus 
im Sinne dieser merkantilistischen Tradition stellt eine Gefährdung 
des Friedens dar. Es ist daher Aufgabe der multilateralen und der 
regionalen Ordnungen, protektionistische Tendenzen zu verhindern, 
das Funktionieren des freien Handels zu gewährleisten und damit zu 
einer friedlichen Weltordnung beizutragen. Darin liegt ihre zentrale 
Verfassungsfunktion.

Ein Blick auf die Geschichte zeigt, dass ein multilaterales Zusam-
menwirken zum Schutz des freien Handels keinesfalls eine Selbst-
verständlichkeit ist und dass seit dem Entstehen eines grenzüber-
schreitenden Handels protektionistische, nationale Politiken immer 
wieder zu militärischen Konfl ikten geführt haben. Ein massgeblicher 
Paradigmenwechsel trat erst nach dem Zweiten Weltkrieg ein, als 
wirtschaftliche Kooperation bewusst als Mittel der Friedenssicherung 
aufgenommen wurde.
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III. Geschichtlicher Rückblick

A. Merkantilismus 

Nach ihrer Ablösung von Spanien entwickelten sich die Städte der 
Niederlande im 17. Jahrhundert zu den Zentren des Welthandels. 
Die Holländer waren in Europa eigentlich die ersten, die den grenzü-
berschreitenden Handel als ein selbständiges Geschäft zum Blühen 
brachten.4 Bislang diente Handel im Wesentlichen der Verwertung 
von Überschüssen und dem Tausch. Waren wurden nun aber ange-

 Bislang diente Handel im Wesentlichen der Verwertung 
von Überschüssen und dem Tausch. Waren wurden nun aber ange-

 Bislang diente Handel im Wesentlichen der Verwertung 

kauft, in Holland zwischengelagert (entrepôts) und in der Folge wei-
ter veräussert. Die Niederländer dominierten so bald den Seehandel 
und die Fischerei in Europa. Sie entwickelten die entsprechenden 
Finanzinstitute und Börsengeschäfte. England, Frankreich und Spa-
nien reagierten auf diese Entwicklung mit protektionistischen Politi-
ken, die später als merkantilistisch bezeichnet wurden, da sie primär 
den Interessen der Geschäftsleute dienten und nicht wirklich auf die 
Förderung des Gemeinwohls ausgerichtet waren. Diese Monarchien 
führten Importbeschränkungen ein und förderten verstärkt eigene Ex-
porte. England erliess im Jahre 1652 den Navigation Act, durch den 
der Handelsverkehr mit England im Wesentlichen englischen Schif-
fen vorbehalten wurde. 1660 wurde das Gesetz weiter verschärft.5

Die Entwicklungen führten zum ersten und zweiten holländisch-engli-
schen Krieg, bei dem sich England dank seiner Flottenstärke und ei-
ner in Holland fehlenden zentralen Staatsmacht durchsetzte.6 Frank-
reich erliess Einfuhrbeschränkungen, die im Jahre 1672 ebenfalls 
zum Krieg führten, da Holland vom französischen Markt abhängig 
war.7 Spanien reagierte 1701 mit Blockaden.8 Es ist kein Zufall, dass 
die führende Schrift zur Rechfertigung merkantilistischer, englischer 
Politik von Thomas Mun in diesen Jahren erschien.9 Sie bildete die 
Grundlage der Handelspolitik in England und auf dem Kontinent und 
begleitete die nach dem Frieden von Münster (1648) einsetzende Na-
tionalstaatenbildung und die zahlreichen damit verbundenen Kriege 
bis ins 19. Jahrhundert.
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B. Aufstieg und Fall des Freihandels im 19. Jahrhundert

England wandte sich dem Freihandel erst im 19. Jahrhundert nach 
den napoleonischen Wirren und einem merkantilistisch erfolgten 
Aufbau seiner Seeherrschaft zu. Die Schriften von Adam Smith, The 
Wealth of Nations (1776) und David Ricardo, Wealth of Nations (1776) und David Ricardo, Wealth of Nations Principles of Political 
Economy and Taxation (1817) boten die theoretischen Grundlagen 
für eine liberale Politik.10 Sie basieren auf einem damals neuen Begriff 
des Reichtums und der Idee der Arbeitsteilung und Spezialisierung 
sowohl auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene. 1846 
wurden in England die Corn Laws und damit Privilegien des Landadels Corn Laws und damit Privilegien des Landadels Corn Laws
aufgehoben. Mit dem Cobden-Chevalier Abkommen, das 1860 
zwischen Grossbritannien und Frankreich abgeschlossen wurde und 
eine Meistbegünstigungsklausel enthielt, wurde eine erste Episode 
der Handelsliberalisierung in Europa eingeleitet. Es folgten weitere 
Abkommen, die auf bilateralere Ebene zwischen fast allen damaligen 
Europäischen Staaten abgeschlossen und in der Folge als Cobden-
Chevalier-Netzwerk bezeichnet wurden. 

Es blieb jedoch bei einem Interlude, wie Bairoch11 zeigt. Schon 
bald setzten sich merkantilistische Überzeugungen auf dem 
Kontinent wieder durch. Deutschland konsolidierte den Zollverein 
und später die nationale Einheit. Bismarcks Sozialpolitik und das 
Argument der Arbeitsbeschaffung in der deutschen Nationalökonomie 
(Schmollers12) beeinfl ussten massgebend auch die Handelspolitik. 
Die staatsrechtliche Entwicklung der europäischen Kolonialreiche 
führte zu vielseitigen Präferenzen und schränkte den freien Handel 
weltweit ein. Entgegen einer allgemein verbreiteten Auffassung war 
die Handelspolitik am Vorabend des Ersten Weltkrieges mit Ausnahme 
Englands und auch der Schweiz weitgehend protektionistisch. 
Eine wirksame multilaterale Ordnung fehlte. Einschränkungen des 
Markzuganges führten so in der Folge zu militärischer Besetzung und 
Eroberungen.
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C. Reparation und Schutzzollpolitik nach dem Ersten Weltkrieg

Der Vertrag von Versailles folgte der europäischen Tradition des 
Friedensvertrages, in der Abgeltung und Reparation im Vordergrund 
standen.13 Schwerpunkt des Friedensvertrags waren Grenzziehung 
und Sicherheitsfragen. Seine wirtschaftlichen Aspekte beschränkten 
sich vor allem auf die Handelsbeziehungen Deutschlands zu den 
alliierten Staaten. Deutschland wurden besondere Aufl agen in der 
Handelspolitik gemacht, indem es einseitig zur Meistbegünstigung 
verpfl ichtet wurde.14 Insgesamt herrschte die Idee der 
Wiedergutmachung und der Reparationszahlungen vor; die Schaffung 
einer konstruktiven Wirtschaftsordnung, die zur Förderung des 
Wiederaufbaus beitragen könnte, unterblieb dagegen. Der Völkerbund 
– ohne die USA – entwickelte die Idee der kollektiven Sicherheit, ohne 
indessen die wirtschaftlichen Dimensionen hinreichend zu beachten. 
Einzig die Internationale Arbeitsorganisation (Bureau International 
du Travail) wurde 1919 als Antwort auf die Oktoberrevolution 
geschaffen und nahm ihre Arbeit in der Folge in Genf (im heutigen 
Gebäude der WTO) auf.15 Tragfähige Grundlagen internatonaler 
Zusammenarbeit fehlen und Versuche die Handelspolitik multilateral 
zu koordinieren scheitern allesamt. Der Einführung der einseitigen 
Hochzollpolitik nach dem Börsenkrach von 1929 in den USA und den 
Retorsionsmassnahmen in Europa steht kein multilaterales System 
entgegen.16 Die Weltwirtschaftskrise der späten 1930er Jahre brachte 
ein hohes Mass an wirtschaftlicher Desintegration mit sich. Um die 
Folgen der Krise auf andere abzuwälzen reagierten die Staaten 
mit Währungsabwertungen und protektionistischer Handelspolitik, 
der so genannten Beggar-my-Neighbour Politik. Es bildeten sich Beggar-my-Neighbour Politik. Es bildeten sich Beggar-my-Neighbour
Blöcke zwischen Grossbritannien, dem britischen Empire und dem 
Commonwealth einerseits, zwischen Deutschland, Italien und Japan 
andererseits sowie nicht zuletzt zwischen Frankreich und dessen 
Kolonien und Protektoraten.17
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D. Der Paradigmenwechsel: Hinwendung zu Kooperation und  
 freiem Handel nach dem Zweiten Weltkrieg

John Maynard Keynes18 hat diese Entwicklung der Zwischenkriegszeit 
in seiner 1920 veröffentlichten Schrift The Economic Consequences 
of the Peace eindrücklich vorausgesagt. Seiner Ansicht nach müsse 
ein Friedensvertrag grosszügig sein. Er müsse bezahlbare Repara-
tionen vorsehen. Die Politik müsse die wirtschaftlichen über die po-
litischen Fragen stellen und dürfe die Lösung gravierender ökono-
mischer Probleme nicht hinter Territorialstreitigkeiten zurück binden. 
Nur eine Wirtschaftsordnung, die soziale Unterschiede ausgleicht 
und von allen Teilen der Gesellschaft akzeptiert wird, könne nachhal-
tig Frieden schaffen. Diese neue Sichtweise war umso bedeutsamer, 
als Keynes nach dem Zweiten Weltkrieg zu den grossen Architekten 
der Bretton Woods Institutionen gehörte und namentlich den Inter-
nationalen Währungsfonds wesentlich mitprägte. Sie prägte auch 
die Haltung der amerikanischen Handelspolitik, wie sie Cordell Hull, 
Staatssekretär unter Präsident Roosevelt, verkörperte. Er brachte 
seine Überzeugung, dass Freier Handel eine wichtige Voraussetzung 
für den Weltfrieden bildet, in seinen Memoiren auf den Punkt: 

“[T]oward 1916, I embraced the philosophy I carried 
throughout my twelve years as Secretary of State, into the 
Trade Agreements, into numerous speeches and state-
ments addressed to this country and to the world. From 
then on, to me, unhampered trade dovetailed with peace; 
high tariffs, trade barriers and unfair economic competi-
tion, with war. Though realizing that many other factors 
were involved, I reasoned that, if we could get freer fl ow 
of trade – freer in the sense of fewer discriminations and 
obstructions – so that one country would not be deadly 
jealous of another and the living standards of all countries 
might rise, thereby eliminating the economic dissatisfac-
tion that breeds war, we might have a reasonable chance 
for lasting peace.”19
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Man kann den Paradigmenwechsel der Pax Americana nicht genü-
gend betonen: Es kam zur Abkehr von Reparation und zur Hinwen-
dung zu Kooperation vor allem auch auf wirtschaftlichem Gebiet und 
im Handel.20 Erstmals in der jüngeren Geschichte und unter massgeb-
lichem Einfl uss der USA betonte die Nachkriegsordnung zwischen-
staatliche Zusammenarbeit und die Hinwendung zu offenen Märkten. 
Anstelle klassischer Friedensverträge trat der Multilateralismus.

In Westeuropa entwickelte sich auf Grundlage des US European 
Recovery Programm (Marshall-Plan)21 die engere Zusammenarbeit, 
die 1948 zur Gründung der OEEC und 1961 der OECD führte. Mit 
dieser Philosophie wurden auch die Grundlagen für die europäische 
Integration im Rahmen der Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gelegt, die sich in der Folge 
in Abgrenzung und unter dem Druck des Ostblocks entwickelte. 
Auf globaler Ebene wurden die Vereinten Nationen nicht auf traditio-
nelle Friedenspolitik beschränkt, sondern entwickelten wirtschaftliche 
Fragestellungen und Tätigkeiten, namentlich in Zusammenhang mit 
der einsetzenden Dekolonialisierung. Im Kontext der Bretton Woods 
Institutionen wurde neben der Weltbank und dem Internationalen 
Währungsfonds die Schaffung einer Internationalen Handelsorgani-
sation vorangetrieben. Zu dritt sollten die internationalen Organisati-
onen den Kern der neuen Nachkriegsordnung konstituieren. Die Ha-
vana Charta22 enthielt weitgehende Regelungen, die noch heute nicht 
verwirklicht sind, beispielsweise im Bereich des Kartellrechts oder der 
Arbeitnehmerrechte (labour standards). Die ITO scheiterte in der Fol-
ge innenpolitisch in den USA, da sie zu weitgehenden Kompetenzer-
weiterungen des Präsidenten geführt hätte. An ihrer Stelle wurde das 
GATT als Provisorium 1947 geschaffen.23 Dieses Provisorium hat 47 
Jahre gehalten und es kann als eines der erfolgreichsten Abkommen 
der Nachkriegszeit bezeichnet werden. In acht Handelsrunden wur-
den die Industriezölle von durchschnittlich 40 % auf 4 % gesenkt und 
zahlreiche nicht-tarifäre Handelshemmnisse ins Recht gefasst.24 Im 
Rahmen der Uruguay Runde entstanden daneben auch ein Rahmen-
abkommen für die Liberalisierung der Dienstleistungen (GATS) und 
ein umfassendes Abkommen zum geistigen Eigentum (TRIPs).
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IV. Der Beitrag der WTO

A. Industriestaaten

Die 1995 gegründete WTO übernahm die Traditionen des GATT. Sie 
führte zu einer starken Verrechtlichung und Ausweitung der internati-
onalen Handelsbeziehungen. Heute werden auch sensible zwischen-
staatliche Konfl ikte im Gerichtssaal ausgetragen. Es ist zur Selbst-
verständlichkeit geworden, dass transatlantische Dispute – bei allen 
politischen Schwierigkeiten – auf diesem Wege und in aller Regel 
erfolgreich angegangen werden.25 Im Kern zeichnet sich durch diese 
Verrechtlichung die Bildung einer neuen internationalen Ordnung ab 
und führt zu einem Vorgang, den wir als Konstitutionalisierungspro-
zess bezeichnet haben.26

Ganz im Gegensatz zu Versailles und dem Völkerbund hat die 
Handelsordnung nach dem Zweiten Weltkrieg wesentlich und nach-
haltig zur Sicherung des Friedens unter den westlichen Industrie-
staaten beigetragen. Die progressive Liberalisierung führte zur ge-
genseitigen Vernetzung durch Handel und Investitionen und damit zu 
stabilen politischen Beziehungen. Sie führte in geschichtlich einmali-
gem Ausmass zu Prosperität und Wachstum der Industriestaaten. Ar-
beitsteilung und Spezialisierung in der Industrieproduktion kommen 
Millionen von Menschen zugute. Sie legen den Grundstein moderner 
Wohlfahrts- und Konsumgesellschaften.

B. Entwicklungsländer 

Gleiches gilt grundsätzlich auch für die Entwicklungs- und Transfor-
mationsstaaten, die ihre Märkte geöffnet haben. Der Anteil der Ent-
wicklungsländer am Welthandel hat ständig zugenommen und betrug 
im Jahr 2004 für den Bereich des Warenhandels 31 % – das ist der 
höchste Anteil der Entwicklungsländer am Welthandel seit 1950.27
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Schon im Rahmen ihres Aufrufs zur Bildung einer so genannten New 
International Economic Order (NIEO) in den 1970er Jahren forderten 
die Entwicklungsländer verstärkten Markzugang vor allem im Bereich 
der landwirtschaftlichen Produkte.28 Dabei haben sie seither merkan-
tilistische Elemente wie Importsubstitutionen weitgehend fallengelas-
sen. Zunehmend tragen auch sie ihre Streitigkeiten im Rahmen der 
WTO aus. 

Das Bild darf indessen nicht beschönigt werden. Zahlreiche Kon-
fl ikte in und zwischen Entwicklungsländern konnten – im Unterschied 
zu den Industriestaaten – bislang nicht verhindert werden. Ihre Ursa-
chen sind vielfältig und gehen freilich weit über wirtschaftliche Proble-
me hinaus. Teils gehen sie auf die Arbeitsteilung kolonialer Monokul-
turen und damit auf koloniale Zoll- und Präferenzregelungen zurück. 
Teils werden sie durch andauernden Protektionismus im Verbunde 
mit Korruption und dem Fehlen einer guten Regierungsführung mit 
verursacht. Die liberale Handelsordnung kann oftmals zur Konfl ikt-
vermeidung wenig oder nichts beigetragen. Die Antwort auf diese 
Herausforderung muss einerseits in weiteren Öffnungen in Verbin-
dung mit der Abkehr von post-kolonialen Strukturen liegen. Viel Arbeit 
wartet hier für die Industriestaaten und deren Landwirtschaftspolitik, 
die sowohl in Europa als auch in den USA zugunsten der Entwick-
lungsländer weiter liberalisiert werden muss. Tatsächlich liegt es in 
erster Linie an den Industriestaaten, Stabilität und Frieden durch die 
Verbesserung des Markzuganges zu fördern. Andererseits bedarf es 
dazu auch neuer Instrumente, wie etwa der Förderung von Spezi-
alitäten und Nischenprodukten und Fair Trade Ansätze, damit auch 
kleinere Entwicklungsländer von der Liberalisierung im Agrarbereich 
profi tieren und Stabilität gewinnen können. Ein neues Gleichgewicht 
auch zwischen den Entwicklungsländern selbst muss angestrebt wer-
den. Freier Handel kann nur auf diese Weise seinen Beitrag zur Sta-
bilisierung der Entwicklungsländer leisten. 

Wie wichtig freier Handel für die Herstellung des Friedens ist, zeigt 
sich in aller Deutlichkeit auch im Nahen Osten. Die Spannungen zwi-
schen Israel und dem palästinensischen Volk haben ihre Ursachen 
mitunter in der wirtschaftlichen Abschottung und der Behinderung 
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des Waren- und Personenverkehrs zwischen Israel und den besetz-
ten Gebieten. Intifada und Radikalismus wachsen auf diesen Grund-
lagen handelspolitischer Misswirtschaft. Es ist offensichtlich, dass ein 
künftiges Friedensabkommen die wirtschaftlichen Fragen des Zwei-
staatenmodells in den Mittelpunkt stellen muss und die internationale 
Gemeinschaft, mitunter durch den Beitritt Palästinas zur WTO, die 
Durchsetzung und Sicherung offener Märkte gewährleisten muss.

C. Perspektiven

Inwieweit all die vorteilhaften Wirkungen der multilateralen Ordnung 
im 20. Jahrhundert in erster Linie der Frontstellung zur kommunis-
tischen Welt zu verdanken war, wird die Zukunft weisen. Bis heute 
zeichnet sich kein Rückfall ab. Zahlreiche weitere Staaten drängen in 
die WTO und sie wird bald mit über 150 Mitgliedstaaten universellen 
Charakter haben. Die heutigen Schwierigkeiten, Fortschritte in den 
Verhandlungen zu erzielen, sind dabei nicht aussergewöhnlich. Han-
delsverhandlungen waren schon immer schwierig und zeitraubend. 
Man sollte dies ob all den negativen Schlagzeilen zu laufenden Handels-
runden nicht vergessen und immer wieder in Erinnerung rufen, dass das 
bestehende Regelwerk die Grundlage von tausenden von alltäglichen 
Transaktionen bildet und funktioniert. 

Der Einbezug Chinas unter die heute 150 Mitgliedstaaten hat unseres 
Erachtens die Stabilität erhöht. Das gleiche wird auch für Russland gelten. 
Zu betonen bleibt aber, dass sich der Wettbewerb allgemein verschärft 
hat. Entwicklungsländer drängen heute in Domänen der Wertschöpfung, 
die früher den Industriestaaten weitgehend vorbehalten waren. Diese 
kommen im Prozess der Globalisierung zunehmend unter Druck. Zuneh-
mend vernimmt man den Ruf nach Protektion, um Erreichtes zu schützen. 
Darin liegt die vielleicht grösste Gefährdung der multilateralen Ordnung 
und damit auch des Weltfriedens. 

Die eigentlichen Herausforderungen des freien Handels liegen so 
primär in der Innenpolitik der Staaten. Während liberalisierter Handel 
internationale Konfl ikte vermeiden hilft, führt er innenpolitisch zu Span-
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nungen im Zeitalter der Globalisierung. Was durch Grenzen nicht mehr 
nachhaltig geschützt werden kann, muss anderweitig abgefedert werden. 
Der Bildungspolitik und der Sozialpolitik kommen daher zentrale Bedeu-
tung zu. Ohne ein hinreichendes Niveau in diesen Bereichen ist freier 
Handel innenpolitisch auf Dauer nicht haltbar und verleiht protektionis-
tischen Tendenzen Auftrieb. Bildung und soziale Gerechtigkeit und da-
mit Mobilität auch im Inneren bilden notwendige Voraussetzungen der 
nachhaltigen Friedensfunktion offener Märkte. Im Rahmen der EU haben 
diese Anliegen in den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen. Die 
Europäische Integration geht heute weit über die Sicherung des Freihan-
dels hinaus. Materiell liegt hierin auch eine der Hauptfunktionen einer 
künftigen Verfassung Europas. Hier liegen indessen auch die zentralen 
Herausforderungen für die Entwicklungsländer. Die Stärkung der Rule 
of Law, gerechter Steuersysteme und der Verfahrensgerechtigkeit bilden 
daher notwendige Ergänzungen der Marktöffnung. Diese Politiken müs-
sen auch seitens der internationalen Gemeinschaft stärker gestützt und 
gefördert werden. Ohne sie wird innerer Friede nicht möglich sein und die 
Liberalisierung kann ins Chaos und zu Bürgerkriegen führen.

V. Der Beitrag der Europäischen Integration

A. Die beiden Ansätze der Friedenssicherung

Die Pax Americana des GATT hat 1947 nicht nur weltweit, sondern 
auch für Europa wesentliche Weichen gestellt, denn sie regelte auch 
die Voraussetzungen der regionalen Integration und gibt damit der 
Einführung von Präferenzregelungen einen rechtlichen Rahmen. 
Welthandelsrechtliche Bedingungen standen damit dem europä-
ischen Friedensprojekt zu Gevatter. Sie liessen grundsätzlich zwei 
Wege zu; die Bildung von Zollunion und von Freihandelsabkommen 
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im Rahmen von Artikel XXIV des GATT. 
In Anlehnung an diese Rahmenbedingungen wurde die EWG29

als Zollunion gegründet und bildete von Anfang an ein gemeinsames 
Aussenhandelsregime. Die Europäische Freihandelszone EFTA von 
1960 wiederum beschränkte sich auf den gegenseitigen Abbau von 
Handelshemmnissen und liess die staatliche Souveränität der Mit-
gliedstaaten unberührt.30 Beide Modelle ko-existierten und versuch-
ten auf ihre Weise, den Frieden in Europa zu sichern und zu vertiefen. 
Beide Ansätze fi nden sich noch heute. Dabei wurde die klassische 
Zusammenarbeit stark zugunsten der Zollunion und damit einer ei-
gentlichen Integration zurückgedrängt. Sie fi ndet sich, abgesehen 
von dem verbleibenden Rumpf EFTA, vor allem im Rahmen des Eu-
roparates sowie in der zweiten und dritten Säule der heutigen Euro-
päischen Union, also ausserhalb des eigentlichen Wirtschaftsrechts. 
Es loht sich, die Grundlagen dieser Entwicklung und ihre Bezüge zur 
Friedenspolitik in Kürze in Erinnerung zu rufen. 

Die Gründung von „etwas wie die Vereinigten Staaten von Europa“ 
wurde vom britischen Premierminister Sir Winston Churchill in seiner 
viel beachteten Rede vom 19. September 1946 in Zürich gefordert.31

Er berief sich insbesondere auf die ideengeschichtliche Vorarbeit 
der Paneuropabewegung Graf Coudenhove-Kalergis. Dieser hatte 
die Bildung einer paneuropäischen Föderation und einer paneuro-
päischen Zollunion gefordert. Das erklärte Ziel Coudenhove-Kaler-
gis waren die Vereinigten Staaten von Europa nach dem Muster der 
USA.32 Für Churchill war im Rahmen traditioneller Gleichgewichtspo-
litik Englands eine deutsch-französische Zusammenarbeit Grundlage 
jedes regionalen Zusammenschlusses und damit eines dauerhaften 
Friedens in Europa. Er stellte die Idee des vereinten Europas zu des-
sen Sicherung in den Vordergrund, unterliess es indessen, konkrete 
Vorschläge der Umsetzung zu unterbreiten. Benötigt werde dazu der 
„Entschluss von Hunderten von Millionen Männern und Frauen, Recht 
statt Unrecht zu tun und als Lohn Segen statt Fluch zu ernten.“33 Als 
regionaler europäischer Zusammenschluss sollten die Vereinigten 
Staaten von Europa eine Stütze der Weltorganisation der Vereinten 
Nationen darstellen. Die Bemühungen führten 1949 zur Gründung 
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des Europarates,34 der sich als loses Kooperationsforum westeuro-
päischer Staaten konstituierte und dessen wichtigste und nachhalti-
ge Errungenschaft die Europäische Menschenrechtskonvention von 
1951 und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte bilden 
werden.35

Im Unterschied zu diesen Bemühungen gestaltete sich die euro-
päische Wirtschaftsintegration von unten her, punktuell und induktiv. 
Jean Monnet bewegte sich mit seiner Integrationsidee von den Ide-
alisten der Zwischenkriegszeit und der Paneuropabewegung Graf 
Coudenhove-Kalergis weg. Er stellte nicht die grossen Schritte zu 
einer europäischen Integration in den Vordergrund, sondern die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Verfl echtung, die in logischer Kon-
sequenz die Vernetzung und Harmonisierung auch in anderen rechtli-
chen Bereichen zur Folge haben würde. Den Vorteil dieses Spill-Over 
Effekts sah er in der Dynamik und Anpassungsfähigkeit des Systems: 
Der Integrationsprozess war so nicht von vornherein an ein starres 
Modell gebunden, sondern konnte sich über Jahrzehnte hin nach und 
nach den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen an-
passen.36

Am 9. Mai 1950 schlug Robert Schuman, der französische Aussen-
minister, auf Anregung von Jean Monnet vor, die französische und die 
deutsche Stahl- und Kohleproduktion einer gemeinsamen Aufsichts-
behörde zu unterstellen.37 Die zu schaffende Organisation sollte auch 
anderen Staaten zum Beitritt offen stehen. Durch Zusammenlegung 
der für die Rüstungsindustrie grundlegenden Rohstoffproduktionen 
sollte ein Krieg zwischen Frankreich und Deutschland auch materiell 
unmöglich gemacht werden. Schuman sagte voraus, dass sein Vor-
schlag durch die Errichtung einer Hohen Behörde, deren Entschei-
dungen für die Mitgliedsstaaten bindend sein sollten, den Grundstein 
einer europäischen Föderation bilden werde, die zur Wahrung des 
Friedens unabkömmlich sei. Der Vorstoss Schumans stand damals 
noch in eklatantem Widerspruch zur der von Frankreich traditionell 
verfolgten Deutschlandpolitik, die eine Wiederherstellung der deut-
schen Souveränität vor allem hinauszuzögern versucht hatte und für 
die eine Kooperation mit Deutschland undenkbar gewesen wäre. Das 
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internationale Echo auf den Schuman-Plan war dementsprechend po-
sitiv: Der Plan entsprach sowohl dem deutschen Interesse an einem 
Ausweg aus der politischen und wirtschaftlichen Isolation als auch 
dem Bestreben der USA, mit einem geeinten Westeuropa die Alli-
anz gegen den Sowietkommunismus zu verstärken. Nicht zuletzt ver-
sprach er die nachhaltige Sicherung des eben errungenen Friedens, 
was angesichts der Schrecken des Krieges, den alle europäischen 
Gründerväter hautnah miterlebt hatten, als vorrangiges Ziel galt. Die 
frühen Verträge standen ganz im Dienste dieser Zielsetzung.

B. Die Friedensfunktion der Europäischen Gründungsverträge

Das Ziel der Friedenssicherung in Europa kommt rückblickend am 
deutlichsten im Vertrag zur Gründung der Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl von 195138 und im Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft von 195739 zum Ausdruck. Die supranatio-
nale Kontrolle dieser Ressourcen diente der Lösung der Saarlandfra-
ge und damit dem Frieden zwischen Frankreich und Deutschland. In 
den späteren Verträgen trat diese Funktion in den Hintergrund und 
wurde nicht mehr mit gleicher Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. 
So wurde in der Präambel des Vertrages über die Europäische Uni-
on 199240 – unmittelbar nach Ende des kalten Krieges – auf die his-
torische Bedeutung der Überwindung der Teilung des europäischen 
Kontinents und auf die Stärkung der Solidarität zwischen den Völkern 
Europas Bezug genommen, was heute auch in der Präambel des 
Vertrages von Nizza 200141 wiederholt wird. In der Präambel des Ver-
trags über eine Verfassung für Europa42 werden zwar noch „alte Ge-
gensätze“ erwähnt, aber vor allem die gemeinsamen Europäischen 
Werte hervorgehoben. Das geeinte Europa macht es sich zur Aufga-
be, auf Frieden, Gerechtigkeit und Solidarität in der übrigen Welt hin-
zuwirken. Immerhin kommt die Aufgabe wieder explizit zum Ausdruck 
und schliesst auch den inneren Frieden unter den Mitgliedstaaten ein. 
Artikel I-3 Abs. 1 hält so fest: „Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre 
Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern“.
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Die Legitimität der Integration verlagerte sich indessen mehrheit-
lich weg von der Friedensfunktion hin zu Rechtstaatlichkeit, Demokra-
tie und Menschenrechten. Nach diesen Massstäben werden nicht nur 
die Mitgliedstaaten, sondern auch die EU selbst beurteilt. Sie bilden 
wichtige und unabdingbare Verfassungselemente, drohen indessen 
das zentrale Grundlahnliegen der Friedenssicherung gerade auch in 
der staatsrechtlichen Diskussion in die Vergessenheit abzudrängen. 
Dabei sind die Idee des vereinten Europas und das Streben nach 
Frieden untrennbar verbunden – wie Jacques Delors dies im Jahre 
1990 ausgedrückt hat: „ … que la conscience européenne est pres-
que synonyme de l’aspiration à la paix...“43

Es ist bedauerlich, dass die ursprüngliche Zielsetzung der Europä-
ischen Gründungsverträge zunehmend in den Hintergrund getreten 
ist. Die Europäer mögen ihre Geschichte hinter sich lassen wollen, 
doch Anlass und Motiv der Integration als Instrument der Friedenssi-
cherung verdienen es, immer wieder betont zu werden. Die heutige 
politische Wirklichkeit beschränkt sich auf die Wahrung von Interes-
sen und Vorteilen, was eine wohl notwendige Folge der auf der wirt-
schaftlichen Integration basierenden Einigung ist. Dazu kommt, dass 
eine europäische Öffentlichkeit noch weitgehend fehlt. Politik bleibt 
nationale Politik und bildet den Massstab aller Dinge bei gewählten 
Politikern und Medien. Merkantilistische Interessen schlagen immer 
wieder durch, zumal sie populistisch verwertet werden können. Die 
stumpfe Angstmacherei vor dem polnischen Plummer oder die Angst, Plummer oder die Angst, Plummer
das Herkunftsprinzip auch für Dienstleistungen zu verankern, sind le-
diglich jüngste Beispiele. Sinn und Blick für die Friedensfunktion sind 
verloren gegangen und haben kurzfristigem Kalkül Platz gemacht. Sie 
bildet nicht Teil des europäischen Bewusstseins, und entsprechend 
fehlen vielerorts die Überzeugung und das Engagement für die Euro-
päische Integration. Der tiefere Sinn der europäischen Einigung hat 
in den Köpfen und Herzen der meisten Europäerinnen und Europäer 
nicht Eingang gefunden. 

Das gleiche gilt auch für die staatsrechtliche Diskussion. Sie be-
klagt namentlich im deutschsprachigen Raum vor allem das Demo-
kratiedefi zit der Europäischen Union und sucht Remedur in erster Li-
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nie auf dieser Ebene. Die Frage, welche Entscheidungsstrukturen der 
Erhaltung des inneren Friedens der Union am besten dienen, und wie 
nach Massgabe dieser Aufgabe Kompetenzen zwischen der EU und 
den Mitgliedstaaten sowie unter den Organen der Union aufzuteilen 
sind, steht nicht im Vordergrund der Debatte. Die demokratische Le-
gitimation des Rechts ist zentral; sie ist indessen nicht ausschliesslich 
und muss durch die Friedensfunktion ebenso wie durch den Schutz 
der Menschenrechte als selbständige Legitimationsfaktoren begleitet 
werden.

C. Die Friedensleistung der Europäischen Integration 

Es gehört heute – gerade nach dem vorläufi gen Scheitern des Verfas-
sungsvertrages für Europa im Jahre 200544 – zum guten Ton, die Er-
rungenschaften der Integration zu mindern. Dabei sind diese Erfolge 
gerade in Bezug auf die nachhaltige Friedenssicherung geschichtlich 
eindrücklich und hätten es verdient, in der jüngsten Verfassungsde-
batte Europas viel stärker in den Vordergrund gestellt zu werden. Der 
effektive Leistungsausweis spricht für sich.

Der Wiederaufbau Westeuropas und eine bemerkenswerte Phase 
des Wachstums wurden durch die EG gefördert. Ob sich Westeuropa 
ohne die Europäische Gemeinschaft auf gleiche Weise hätte entwi-
ckeln können, ist äusserst fraglich. Sie war nicht zuletzt eine wichtige 
Grundlage für die erfolgreiche Demokratisierung des faschistischen 
Deutschlands und Italiens. Auch die politische Stabilisierung Grie-
chenlands, Portugals und Spaniens wäre ohne deren EG Mitglied-
schaft kaum so erfolgreich geglückt. Die Osterweiterung bildet die 
Fortsetzung dieser bewährten Politik. Erst im Vergleich mit früheren 
und kriegerischen Perioden europäischer Geschichte sind Bedeu-
tung und Leistung des Europäischen Integrationsprozesses in ihrer 
vollen Tragweite erkennbar. Auch die schrittweise Stabilisierung des 
Balkans und damit die Beilegung einer ewigen Sorge Europas wer-
den dank der EU möglich sein. Von grundlegender Bedeutung für die 
Wahrung nicht nur strategischer Interessen, sondern vor allem auch 
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eine Chance für einen neuen Frieden zwischen Staaten islamischer 
und christlicher Tradition stellen die Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei dar. Im Lichte des heutigen Pessimismus sollte gelten: A few 
more smiles wouldn’t hurt.45

VI. Der Beitrag der Schweiz

A. Freihandel und Protektion 

Wie aufgezeigt ist die Friedensleistung und Zielsetzung der EU an 
eindrücklichen historischen Ausweisen ersichtlich und führt zur 
Schlussfolgerung, dass der freie Handel – das Kardinalprinzip der 
EG – wesentlich zum Frieden in Europa beigetragen hat und wei-
ter beiträgt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen der WTO tragen 
ihrerseits dafür Sorge, dass sich die erweiterte EU auch gegenüber 
Dritten und der übrigen Welt an ihre Ideale und Vorgaben einer freien 
Handelsordnung halten wird, was nicht zuletzt für die Schweiz von 
grosser Bedeutung ist.

Die Schweiz verfolgt seit ihrer Gründung als rohstoffarmes Land 
eine Tiefzollpolitik, die vormals sogar verfassungsrechtlich abgesichert 
worden war.46 Sie gehört gemessen an ihrer Grösse zu den offensten 
und wettbewerbsfähigsten Volkswirtschaften, was – mit Ausnahme 
der Landwirtschaft – sowohl für Waren als auch für Dienstleistungen 
gilt, wo die Schweiz lange zur weltwirtschaftlichen Spitzengruppe ge-
hört. Die Schweiz vertritt weltweit das Credo des freien Handels. Sie 
gehört zu den am stärksten in Europa integrierten Volkswirtschaften. 
So war sie über Jahre hin der nach den USA zweitgrösster Handels-
partner der EU. Der Schweizer Anteil am Binnenmarkt beträgt rund 4 
Prozent. Nahezu 50 Prozent der Schweizer Direktinvestitionen wer-
den in Mitgliedstaaten der EG getätigt.47 Im Ergebnis verfolgen die 
Schweiz und die EU eine Politik der differenziellen und schrittwei-
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sen Integration auf der Grundlage des Freihandelsabkommens von 
197248 und den bilateralen Verträgen von 199949 und 2004.50 Weitere 
Abkommen dürften folgen. Diese Integrationspolitik der Schweiz, die 
auch als Zeichen ihrer Staatskunst zu werten ist, kann als bislang er-
folgreich bezeichnet werden. Das kann allerdings nur solange gelten, 
als wir die Schweizer Europapolitik allein unter dem Gesichtspunkt 
die Wahrung innerstaatlicher Interessen betrachten. Fraglich bleibt 
dagegen, ob diese Herangehensweise auch unter dem Aspekt einer 
Friedenspolitik als erfolgreich bezeichnet werden kann.

Seit Jahrzehnten verfolgt die Schweiz eine stark protektionisti-
sche Landwirtschaftspolitik. Sie gehört in der WTO zu den Führern 
der Gruppe 10, welche auf hohen Zollschranken und der Möglichkeit 
weitgehender Subventionierung aus strukturpolitischen Gründen un-
ter Berufung auf die Multifunktionalität der Landwirtschaft beharren. 
Ihnen müssen Zugeständnisse Meter um Meter abgerungen werden, 
was mit zum zögerlichen Fortschritt der Doha Runde beiträgt. Mit 
der laufenden Agrarreform 2011 werden im Wesentlichen im Gleich-
schritt mit der EU weitere Marktöffnungen erfolgen; es wird indessen 
noch länger dauern, bis die schweizerische Aussenwirtschaftspolitik 
gesamthaft als dem freien Handel verpfl ichtet beurteilt werden kann. 
Die Friedensfunktion des freien Handels wird diesen Prozess unter-
stützen. Sie wird normativ auch dafür sorgen können, dass die Öff-
nungen zur Befriedung namentlich in den Entwicklungsländern und 
ihrer ländlichen Bevölkerung beitragen können. Soweit es gelingt, 
das Auskommen dieser Bevölkerungsgruppen zu verbessern, wird 
die künftige Agrarpolitik auch die Förderung des Weltfriedens bewir-
ken können.

Die Schweiz als offene Volkswirtschaft leistet in diesem Rahmen 
ohne Zweifel ihren Beitrag zu einem freien Welthandel und trägt in 
diesem Masse auch zu internationaler Stabilität und zu Frieden bei. 
Sie wird dies künftig auch vermehrt im Bereich der Landwirtschaft 
tun. So betrachtet kann die Schweizer Handelspolitik auch als Teil 
der Schweizer Friedenspolitik bezeichnet werden: Die Schweiz leistet 
sodann gute Entwicklungszusammenarbeit. Sie ist ein verlässlicher 
Vertragspartner und arbeitet aktiv im Multilateralen System der Bretton 
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Woods Institutionen und der WTO. Nicht zuletzt ist die Stärkung des 
internationalen Menschenrechtsschutzes zu erwähnen, die stets eines 
der zentralen Anliegen der Schweiz darstellte, sowie die Mitarbeit der 
Schweiz im Rahmen der UNO, die sich nunmehr, nach dem erfolgten 
Vollbeitritt, auch auf institutioneller Ebene auszuwirken beginnt.

B. Institutionelle Defi zite 

Die Schweiz als die älteste föderale, viersprachige und demokrati-
sche Republik Europas bildete einst Vielen eine grosse Hoffnung im 
europäischen Integrationsprozess. Ihre Staatskunst des Ausgleichs 
und der politischen Pragmatik hat, gepaart mit wirtschaftlichem Er-
folg, noch heute Vorbildfunktion. Die Schweiz als Little Europe hat 
jedoch am Integrationsprozess auf der politischen Ebene aus viel-
fältigen Gründen bis heute nicht teilgenommen. Zum institutionellen 
Aufbau hat sie wenig beigetragen. Die Mitgliedschaft der Schweiz in 
regionalen Europäischen Organisationen beschränkt sich im Wesent-
lichen auf den Europarat und die EFTA. Durch ihre zahlreichen bila-
teralen Verträge kann sie als ein der EU zugewandter Ort bezeichnet zugewandter Ort bezeichnet zugewandter Ort
werden, dessen Integration auf dem Wege der variablen Geometrie 
sich schrittweise vortastet und im Wesentlichen Entwicklungen inner-
halb der EU punktuell nachvollzieht. Entsprechend gross ist auch der 
Einfl uss des EG Rechts auf die Rechtsordnung der Schweiz gewor-
den.51

Das Abseitsstehen im institutionellen Prozess der Europäischen 
Integration der EU bildet so gesehen eine Ausnahme und Anomalie. 
Dafür gibt es verschiedene Gründe. Diese reichen von einer negativ, 
das heisst durch Abgrenzung, defi nierten nationalen Identität, einer 
durch Neutralität und Zurückhaltung erfolgreichen Wahrung der 
politischen Unabhängigkeit in einem lange Zeit spannungsreichen 
Europa (namentlich die Verschonung von den Weltkriegen), hin zur 
zentralen Sorge um die direkte Demokratie. Diese bildet zugleich den 
archimedischen Punkt des schweizerischen Staatsverständnisses. 
Sie erklärt, dass die Integration der Schweiz in Europa nur induktiv, 
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schrittweise, pragmatisch erfolgt. All dies sind wichtige Gründe, die 
im Stande sind, die historischen Entwicklungen zu erklären und zu 
verstehen, warum sich Little Europe weitum als ein Sonderfall versteht. 
Sie werden nicht verhindern, dass die Schweiz ohne wesentlichen 
Beitrag in die Geschichte der europäischen Architektur des 20. 
Jahrhunderts eingehen wird. 

So wird in der Schweiz das Verhältnis zum politischen Projekt der 
Europäischen Union weit mehrheitlich als reine Aufgabe der Wahrung 
eigener Interessen verstanden. Entsprechend bilden Kosten, Nutzen, 
Vorteile und Nachteile das alleinige Thema des Diskurses zwischen 
den Parteien und Verbänden dieses Landes. Man ist mitunter an 
das Dörfl ein Seldwyla bei Gottfried Keller erinnert. Die Debatte ist 
rein pragmatisch und kurzfristig angelegt. In diesem engen Rahmen 
betrachtet ist es zwar eine kluge Politik, aber es bleibt eine Politik der 
Interessenoptimierung, des Trittbrettfahrens und des Erbsenzählens. 
Konzessionen müssen der Schweiz stets erst abgerungen werden, 
und man ist stolz darauf, nichts freiwillig aus der Hand zu geben. Selbst 
die fi nanziellen Leistungen an den Aufbau der neuen Mitgliedstaaten 
in Osteuropa sind umstritten. Die Frage des Beitritts zur EU wird 
mehrheitlich ausgeklammert, da sie die politischen Parteien der Mitte 
und die Verbände zu spalten oder sie eines populistisch verwertbaren 
Themas zu berauben droht. Diese grundlegende Frage aufzuwerfen 
widerspricht auch dem schweizerischen Pragmatismus, der sich 
lieber an einzelnen Schritten, denn an grossen Fragen orientiert, für 
die sich die direkte Demokratie angeblich nur beschränkt eignet.

C. Fehlende Weitsicht 

Der vielleicht wichtigste Grund für das institutionelle Abseitsstehen 
liegt unseres Erachtens indessen darin, dass die schweizerische Öf-
fentlichkeit die Europäische Integration nie als ein Friedensprojekt 
verstanden hat. Die Eliten des Landes, insbesondere auch der Bun-
desrat, haben es über Jahrzehnte, mehr noch als in den Nachbarstaa-
ten, versäumt, diese zentrale Aufgabe in den Vordergrund zu stellen. 
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Dabei ist die Schweiz davon ebenso wie andere vital betroffen und 
von den Friedensleistungen der EU abhängig. Die Erweiterungen der 
EU vermochten und vermögen auch ihr die dringend erforderlichen 
Wachstumsimpulse zu verleihen. Auch teilte und teilt die Schweiz 
weiterhin das Interesse an einer friedlichen und nachhaltigen Ent-
wicklung, die heute namentlich in Ost- und Südosteuropa von grosser 
Bedeutung ist.

Trotz einer lange privilegierten Lage als reiches Land, hat die 
Schweiz handelspolitisch mit wenigen Ausnahmen wie etwa bei der 
Gründung der EFTA keine namhaften Führungsfunktionen entwickelt. 
Die Frage lautete immer, was andere für uns, nicht was wir für das Ge-
samte tun können. Auch hier ist ein Blick auf die jüngere Geschichte 
lehrreich. Abwarten lautete stets die Maxime. Die Schweiz hat sich so 
der Schaffung der ITO nach dem Zweiten Weltkrieg vorerst widersetzt 
und trat dem GATT erst 1966 bei, nachdem sie es seit 1955 pragma-
tisch zu ihrem Vorteile angewendet hat.52 Sie trat den Bretton Woods 
Institutionen erst spät bei,53 und wurde noch später – und dies nur 
dank einer Volksinitiative – Vollmitglied der UNO. Sie lehnte den EWR 
und Beitrittsverhandlungen mit der EU ab. Die Schweiz verweigert 
sich mit Regelmässigkeit vorerst neuen multilateralen Entwicklungen. 
Sie schliesst sich diesen mit gleicher Regelmässigkeit mit Verspätung 
an. In der Zwischenzeit beschränkt sie sich auf eine pragmatische 
Politik des Nachvollzuges und die Rolle eines Zaungastes. Während 
dies für die UNO und die WTO überwunden ist, gilt es noch heute, 
bald 60 Jahre nach der Gründung der EWG, für die Europäische In-
tegration. Das europäische Projekt wurde aus Schweizer Perspekti-
ve mit Skepsis verfolgt, oft sogar in der klammheimlichen Hoffnung, 
dass es scheitern möge und sich der Weg der zwischenstaatlichen 
Kooperation im Rahmen der EFTA und des Europarates durchsetzen 
möge, ohne dabei traditionelle Vorstellungen von Souveränität und 
nationaler Identität zu berühren.
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VII. Der EU-Beitritt der Schweiz als Teil
  der Friedenspolitik

Es bleibt die Hoffnung, dass die Besinnung auf die grundlegenden 
Aufgaben der europäischen Integration diese traditionelle Haltung in 
der Schweiz zu verändern vermag. Wenn wir die Frage nach den Vor-
teilen eines Beitritts zu beantworten haben, so müssen wir die Errun-
genschaften der Friedenssicherung in Europa und die Notwendigkeit 
starker, funktionsfähiger und demokratisch legitimierter Strukturen in 
den Vordergrund stellen. Die Frage des institutionellen Beitrages ist in institutionellen Beitrages ist in institutionellen Beitrages
diesem Sinne zentral. Es geht hier um mehr als kurzfristige Vor- und 
Nachteile wirtschaftlicher Natur und auch nicht darum, ob in der einen 
oder anderen Frage die direkte Demokratie praktisch Einbussen erlei-
den wird. Der enge Zusammenhang von freiem Handel und Friedens-
sicherung erfordert starke multilaterale Institutionen und zwar nicht 
nur global, sondern auch in Europa. Ein politisch und wirtschaftlich 
stabiles Umfeld liegt insbesondere im Interesse mittlerer und offener 
Volkswirtschaften wie der Schweiz. Die Geschichte lehrt, dass Kon-
fl ikte entstehen, wo solche Institutionen fehlen oder schwach sind. 
Grosse Nationalstaaten, auf sich gestellt, neigen zu Protektionismus. 
Eine globalisierte Welt bedarf rechtlich verfasster Antworten auf der 
globalen und regionalen Ebene, die den Nationalstaat ergänzen und 
teilweise ablösen. Nationalstaaten, die ohne diese Antworten auf sich 
gestellt bleiben, neigen dagegen zu Protektionismus und Isolation. 
Angesichts des zunehmenden Wettbewerbs, der auch vor Spitzen-
produkten nicht Halt macht, gilt das morgen noch mehr als heute.

Für die Schweiz stellt sich somit die Frage, welchen Beitrag sie 
mit all ihrer Erfahrung beim institutionellen Aufbau der europäischen 
Rahmenwerke leisten will. Unbestritten ist, dass die Schweiz mit ihrer 
langen Erfahrung als Little Europe, aber auch als Teilnehmerin in mul-
tilateralen Verhandlungen Wertvolles einzubringen hat. Dazu genügt 
ein Blick auf die globale Ebene. Was im Rahmen der UNO und deren 
Organisationen, der WTO, des IMF und der Weltbank beigetragen 
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wird ist um so mehr und aus den gleichen Gründen auch auf europä-
ischer Ebene zu tun. 

Stellung und Beitrag eines Landes, sein Selbstverständnis und die 
Achtung in der Staatengemeinschaft hängen nicht nur von wirtschaft-
lichen und kulturellen Leistungen ab, sondern auch von dem Beitrag, 
den es an gemeinsame Strukturen und Institutionen zu leisten bereit 
ist – und effektiv leistet. Die Schweiz leidet bezüglich dieser Aufga-
be auf der europäischen Ebene an einem Defi zit. Sie wird entspre-
chend auch kaum mehr wahrgenommen und geniesst in der Verfol-
gung ihrer Interessen keinen besonderen Goodwill. Wir wagen auch 
die Behauptung, dass dieses Abseitsstehen, die Beschränkung auf 
Nachvollzug und reine Interessenvertretung das Selbstvertrauen und 
Selbstbewusstsein der Schweiz als Staatswesen schwächt und die 
innere Legitimität zunehmend beeinträchtigt. Erst mit einem Beitritt 
zur Europäischen Union wird sie dies mit der üblichen Verspätung ab-
wenden und zu neuer Achtung und Selbstbewusstsein gelangen. Der 
Zustand als ein bloss der Europäischen Integration zugewandter Ortzugewandter Ort  zugewandter Ort
muss überwunden wurden. Das wird nicht nur den Frieden im Inne-
ren, sondern auch den schweizerischen Beitrag zur Friedensicherung 
weltweit fördern können. 

Man wird einen solchen Aufruf in Seldwyla mit Bestimmtheit als 
internationalen Idealismus verwerfen. Man kann ihn aber auch als 
weitsichtigen Realismus bezeichnen, der die langfristigen Interessen 
der Bewohner dieses wirtschaftlich hochgradig interdependenten 
Landes an Frieden und Koexistenz durch aktive Mitarbeit beim Auf-
bau der multilateralen Verfassungsstrukturen wahrt. Es geht hier um 
die Einbettung der Schweiz in eine Welt von morgen. Es geht um 
neue Rechte, aber auch um Pfl ichten. So wie die Schweiz für das 
19. und 20. Jahrhundert neu gebildet werden musste, muss sie sich 
auch für das 21. Jahrhundert verfassungsrechtlich vorbereiten. Das 
Schweizervolk wird dies gerade dank seiner grossen föderalen Tradi-
tion verstehen, wenn in Zusammenhängen argumentiert wird und der 
Bundesrat endlich bereit ist, die erforderliche Führungsarbeit zu leis-
ten. In zahlreichen aussenpolitischen Abstimmungen hat seine Mehr-
heit Weitsicht bewiesen. Sie wird dies ihren Kindern zuliebe auch in 
der Europafrage tun.
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